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Zum Projekt  

„Zukunftsforum – Frauen in der Region“  

01.06.2017 – 31.12.2018 

 

 
 
 
 
 
 

Ziel des Projekts war, vorhandene Problemlagen bzw. Einschränkungen für Frauen im Landkreis 

Garmisch-Partenkirchen / Zugspitzregion und im Tiroler Außerfern zu erfassen. Im Mittelpunkt stan-

den dabei die Ausbildungs-, Weiterbildungs- und Berufsmöglichkeiten, sowie die Einkommens-

situation. In die Aktivitäten rund um das Projekt und die damit verbundene Recherche sollten mög-

lichst viele Frauen einbezogen und aktiviert werden. Gemeinsam mit politischen und wirtschaftlichen 

EntscheidungsträgerInnen wollten wir eine Diskussion anregen und Lösungswege finden, um Frauen 

stärker in die wirtschaftliche Entwicklung der Grenzregion einzubinden und die politische Partizipati-

on von Frauen in den Projektregionen zu fördern.  

Mit einer grenzüberschreitenden Veranstaltung „Seilakt – Frauenleben in der Region“ startete das 

Projekt im Oktober 2017 in Reutte. Hier konnten sich Teilnehmerinnen mit ihren Erfahrungen und 

Wünschen einbringen. Daraus wurden Schwerpunktthemen ausgewertet, die dann in vier Runde 

Tischen bearbeitet wurden:  

1. „Besondere Bedarfe erfordern besondere Lösungen – Das Potenzial der Kindestagespflege in den 

Regionen Garmisch-Partenkirchen und Reutte“ am 18.04.2016 in Reutte 

2. „Unternehmerinnen-Frühstück für Frauen diesseits und jenseits der Grenze“ am 25.04.2018 in 

Reutte in Kooperation mit der Wirtschaftskammer Reutte 

3. Welt-Cafe „Frauen: Arbeit.Bildung.Geld – Chancen & Grenzen in der Region“ am 28.06.2018 in 

Murnau/Innovationsquartier 

4. Grenzüberschreitendes Politikerinnen-Forum: Chancengleichheit in der Regionalentwicklung“ am 

05.10.2018 in Garmisch-Partenkirchen/Landratsamt 

Die Ergebnisse und die daraus abgeleiteten Handlungsmöglichkeiten wurden in der Abschlussveran-

staltung am 23. November 2018 in Garmisch-Partenkirchen als Kurzfassung dieses Berichts verteilt.  
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Der vorliegende Bericht verknüpft die Projektergebnisse zur Situation und Lebenslage von Frauen in 
den beiden Projektregionen - Zugspitzregion / Garmisch-Partenkirchen und Außerfern / Reutte mit 
Daten und Fakten aus der Frauenforschung insgesamt. Dabei wird auch Bezug genommen auf den 
Gleichstellungsbericht des Landes Tirol aus dem Jahr 2016. Darüber hinaus werden die regionalen 
Gegebenheiten in den Zusammenhang der historischen Entwicklung und Gegenwart der Frauenreali-
tät in den beiden Projektländern Deutschland (mit Schwerpunkt Bayern) und Österreich (mit Schwer-
punkt Tirol) gestellt. Dabei zeigt sich, dass es im Blick auf die Projektthemen durchaus regionale 
Ausprägungen gibt und damit auch die Möglichkeit bzw. sogar Notwendigkeit, durch regional ausge-
richtetes Handeln sowie den grenzüberschreitenden Austausch Veränderungen zu bewirken. Und 
auch, dass zum Verständnis der regionalen Situation Bezüge auf gesamtgesellschaftliche z. T. auch 
europäische, Entwicklungen hilfreich sind, die damit u. a. auch die Sinnhaftigkeit europäischer Pro-
jekte begründen.  

Erstellt wurde der Bericht von Dr. Alexandra Weiss, Politikwissenschaftlerin und Geschlechterfor-
scherin an der Universität Innsbruck. Von den Projektpartnern vorgenommene Ergänzungen aus den 
Veranstaltungen sind kursiv kenntlich gemacht.  

 

Die Projektpartner: 

• Frau und Beruf plus e.V., Leadpartner 

• BASIS Frauenservice Außerfern 

• Landkreis Garmisch-Partenkirchen/Kommunale Gleichstellungsstelle 

• Kath. Kreisbildungswerk Garmisch-Partenkirchen e.V. 

• Frauen im Brennpunkt, Reutte 

• ZONTA International, Garmisch-Partenkirchen  
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Einleitung 

Wenn es um den ländlichen Raum und dessen Entwicklung geht, wird oft in einem alarmistischen 
Ton über die Landflucht der Frauen und die daraus entstehenden Gefahren für die Entwicklung die-
ser Regionen berichtet. Um einem solchen negativen Zukunftsszenario entgegen zu steuern ist es 
wesentlich, zu analysieren, welche Bedingungen eine Region Frauen bietet, ein selbstbestimmtes 
Leben zu führen: Können sie ihre Existenz eigenständig sichern ohne persönliche Abhängigkeiten 
eingehen zu müssen? Zentral geht es dabei um die Bereiche Bildung, Beschäftigung, Einkommen 
und soziale Infrastruktur. Sie standen im Mittelpunkt der Aktivitäten im Interreg-Projekt Zukunftsfo-
rum: Frauen in der Region, das gemeinsam von Organisationen aus der Zugspitzregion/Landkreis 
Garmisch-Partenkirchen und dem Tiroler Außerfern/Reutte entwickelt und durchgeführt wurde. 

Wie Bildung, Beschäftigung, Einkommen und die soziale Infrastruktur ausgestaltet sind, hängt nicht 
zuletzt von den Möglichkeiten der politischen Mitbestimmung und Mitgestaltung von Frauen ab. Es 
besteht also durchaus eine Wechselwirkung zwischen politischer Repräsentation bzw. Partizipation 
und den Lebensbedingungen von Frauen. Auf den Bereich der politischen Partizipation und Reprä-
sentation von Frauen wird im Bericht ausführlich eingegangen. Dabei werden sowohl die Bedingun-
gen der Teilhabe analysiert als auch Ideen und Anregungen zur Verbesserung der Situation aufge-
griffen. 

Angesichts einer immer noch deutlichen Unterrepräsentation der Frauen auf allen Ebenen des politi-
schen Systems und der Verdrängung von geschlechterpolitischen Themen, scheint es wichtiger denn 
je, dass Frauen ihre Interessen selbst vertreten und dass die Ungleichbehandlung zwischen den 
Geschlechtern wieder verstärkt problematisiert wird. Dominante Themen, wie die seit 2008 virulente 
Wirtschaftskrise, werden kaum mit Fragen der sozialen Ungleichheit zwischen Frauen und Männern 
in Verbindung gebracht, sondern verdrängen diese. Vielmehr scheint sich seit der Wirtschaftskrise 
eine deutlich antifeministische Stimmung zu verstärken, welche die Interessen von Frauen zu de-
legitimieren versucht (vgl. Weiss 2013) und eine Re-Traditionalisierung von Geschlechterverhältnis-
sen befördert. 

Die Verdrängung von Frauen- und Geschlechterpolitik beruht ebenso auf dem, was Angelika Wette-
rer (2003) als „rhetorische Modernisierung“ und das Verschwinden der Geschlechter-Ungleichheit 
aus dem zeitgenössischen gesellschaftlichen Wissen und der öffentlichen Auseinandersetzung be-
zeichnete. Wetterers Beobachtung zeigt auf, dass das, was die Gesellschaftsmitglieder über die Dif-
ferenz und das Verhältnis der Geschlechter wissen und denken, der sozialen Praxis ein ganzes 
Stück vorausgeeilt ist. Anders ausgedrückt bedeutet dies, dass kaum jemand noch behauptet, dass 
Kindererziehung und Hausarbeit Frauensache sei, die Realität aber genau das widerspiegelt. 
Dadurch werden die realen Lebensverhältnisse, das Handeln der Menschen, ihre Alltagspraxis ver-
deckt – soziale Ungleichheit zwischen den Geschlechtern wird unsichtbar und damit immer weniger 
thematisierbar. Sie erscheint zunehmend weniger als strukturell bedingt, sondern als individuell und 
persönlich gewählt, was eine Entpolitisierung dieser Verhältnisse bewirkt. 

Auch dadurch, dass es Mitte der 1970er Jahre in Deutschland und Österreich (wie auch in vielen 
anderen europäischen Ländern) zu wesentlichen rechtlichen Reformen (Bildungsreform, Ehe- und 
Familienrechtsreform, Strafrechtsreform) kam und seit den 1980er Jahren auch wichtige gesetzliche 
frauenpolitische Maßnahmen umgesetzt wurden, wird die Gleichstellung der Geschlechter als „erle-
digt“ abgehakt. Wenn Frauen dennoch von Armut, Diskriminierung oder Ausgrenzung betroffen sind, 
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wird dies zunehmend als individuelles Versagen abgebildet, weil das Nachdenken über strukturelle 
Bedingungen sowohl in der medialen Öffentlichkeit, als auch in der Politik zumindest ein Stück weit 
verlernt wurde. Dies ist nicht zuletzt Folge einer neoliberalen Individualisierungs-Logik, nach der „je-
de ihres Glückes Schmiedin ist“. 

Das hat Auswirkungen auf alle relevanten Bereiche, von der Erwerbsbeteiligung, den Einkommen bis 
hin zur politischen Partizipation. 
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Teil 1. Erwerbs-Arbeit und Einkommen 

 

Geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in Produktion s- und Reproduktionsarbeit 

Ganz grundsätzlich kann man in Hinblick auf Erwerbs-Arbeit festhalten, dass sich der Zwang zur 
Existenzsicherung in unseren Gesellschaften zentral über die Teilhabe an Erwerbsarbeit realisiert. 
Sie ist die herrschende Form der Eingliederung in gesellschaftliche Zusammenhänge (Michalitsch 
2012, 47). Erwerbsarbeit ist auch ein Kristallisationspunkt von Machtverhältnissen – ein Aspekt da-
von ist, wie der Zugang zu und der Ausschluss von Erwerbsarbeit reguliert sind. Der Zugang zu be-
zahlter Arbeit entscheidet darüber, ob wir über bzw. welche Ressourcen verfügen können, er ent-
scheidet über Lebenschancen und Gestaltungsmöglichkeiten, ebenso über Anerkennung und sozia-
len Status.  

Das Idealbild des bürgerlichen Familienmodells negierte einen Zugang von Frauen zum Erwerbsar-
beitsmarkt bzw. brandmarkte es historisch sogar als „unnatürlich“. Der sozialstaatlich regulierte Kapi-
talismus der Nachkriegsjahrzehnte basierte auf einer Verallgemeinerung dieses (bürgerlichen) Fami-
lienmodells, das er durch arbeits- und sozialrechtliche Regulierung als Lebensmodell für alle sozialen 
Schichten durchsetzte. Auch die Figur der ökonomisch abhängigen „Nur“-Hausfrau wurde damit 
(mehr oder weniger) verallgemeinert: Denn die Kernfamilie war (und ist) mit einer spezifischen ge-
schlechtlichen Arbeitsteilung und -bewertung verbunden.  

Abgesichert wurde die Alleinverdiener-Hausfrauen-Ehe auch über die Institution des Familienlohnes 
(vgl. Fraser 2001 [1997]), der garantieren sollte, dass der Mann alleine für das nötige Einkommen 
sorgen konnte. Frauen und Männer wurden so in die kollektiven Formen von Umverteilung und Soli-
darität im Sozialstaat grundlegend verschieden eingebunden: Männer über die Sozialversicherung 
und Frauen über die Ehe/Familie (Nowak 2002, 461). Eine Absicherung der Reproduktionsarbeit war 
und ist nicht vorgesehen. 

 

Doppelbelastung und ökonomische Abhängigkeit 

Der sozialstaatliche Kapitalismus ging so für die meisten Frauen, insbesondere jene der Arbeiter-
klasse, mit einer ‚Hausfrauisierung’ einher, die mit den spezifischen Risiken der privaten, ökonomi-
schen Abhängigkeit verbunden war. Entgegen der herrschenden Geschlechterideologie waren  
Frauen aber nie gänzlich vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen, auch wenn sie im Wesentlichen auf 
marginalisierte und schlecht bezahlte Positionen beschränkt blieben. Die Erwerbsarbeit der Frauen 
blieb so die verschwiegene Rückseite ökonomischer und gesellschaftlicher Entwicklung der Nach-
kriegsjahrzehnte (Weiss 2012, 101-107). Die Geschlechterordnung der 1950er und 1960er Jahre 
sorgte mit ihrer Ideologie des männlichen Familienernährers und der geschlechtsspezifischen Zuord-
nung von Arbeit dafür, dass Frauenlöhne Zuverdienst-Löhne waren. Obwohl Frauen zunehmend in 
den Erwerbsarbeitsmarkt integriert wurden, blieben sie auf den Reproduktionsbereich, also auf die 
Versorgungsarbeit im Haus festgelegt und weitgehend allein verantwortlich dafür (ebd. 103). 

Diese doppelte Vergesellschaftung von Frauen (Becker-Schmidt 1987) sorgte dafür, dass trotz weib-
licher Erwerbstätigkeit nicht auf weibliche Gratisarbeit im Haushalt verzichtet werden musste. Indivi-
dualisierung, im Sinn einer Freisetzung aus beschränkenden Normen und als demokratisches Pro-
jekt moderner demokratischer Gesellschaften und soziale Gerechtigkeit erwiesen sich so als     
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männliche Projekte, Frauen blieben ökonomisch, kulturell und sozial Männern untergeordnet und von 
ihnen abhängig. 

Die Etablierung der Familienorientierung als weiblichem Lebenssinn schlechthin ist aber nicht Aus-
druck kapitalistischen Wirtschaftens, sondern einer hierarchischen Geschlechterordnung, die ideolo-
gisch fundiert ist und männliche Vorherrschaft ökonomisch und kulturell absichert: 

- Es wird eine Ideologie des Familialismus erzeugt, die Familie als (einzig anzustrebende) ‚norma-
le’ Lebensform festlegt. Dabei wird Frauen eine Familienorientierung und Männern eine Er-
werbsorientierung zugewiesen. 

- Mit weiblicher Arbeit in der Familie wird der Grundwiderspruch kapitalistischer Gesellschaften für 
den Einzelnen erst lebbar – durch die unbezahlte Versorgung und Wiederherstellung der Arbeits-
kraft. 

- Mit dem Familienlohn wird es möglich, dass Frauenarbeit flexibel nachgefragt werden kann – 
Frauen sind die Reservearmee, die je nach Bedarf einsetzbar ist. 

- Das Mehr, das Männer an Ressourcen in den Haushalt einbringen, sichert ihnen Dominanz in 
der individuellen Beziehung, weil Frauen von ihnen ökonomisch abhängig sind (Kohlmorgen 
2004, 54-55; Nowak 2002, 460-461). 

Mit dem Übergang von einem sozialstaatlich regulierten Kapitalismus hin zu einem neoliberalen Ka-
pitalismus veränderte sich diese Konstellation grundlegend. Dieser Übergang geschieht mehr oder 
weniger zur selben Zeit, als sich Erfolge der Neuen Frauenbewegung in staatlicher Politik nieder-
schlagen. Erste Reformen zur Beseitigung frauendiskriminierender Strukturen im System der sozia-
len Sicherung und des Arbeitsmarktes (z.B. in Bezug auf die Diskriminierung von Frauen bei der 
Festsetzung des Entgeltes) datieren mit Ende der 1970er Jahre, sie werden in den 1980er Jahren 
fortgesetzt. Diese Initiativen sind Teil einer europäischen Gesetzgebungswelle gegen die Diskriminie-
rung von Frauen in Erwerbsleben (Gottfried/O'Reilly 2002, 44-46; Weiss 2012, 106).  

Gleichzeitig nahm aber die makroökonomische Steuerung ab und der Sozialstaat wurde zunehmend 
zurückgebaut. Verteilungspolitische Fragen traten seit den 1980er und noch mehr seit den 1990er 
Jahren immer mehr in den Hintergrund. Frauen sollten nun zunehmend in den Arbeitsmarkt integriert 
werden, jede europäische Beschäftigungsstrategie legte auch eine Zielquote für die Erwerbsbeteili-
gung von Frauen fest. Angesichts eines zunehmenden Abbaus sozialstaatlichen und arbeitsrechtli-
chen Schutzes und eines Weiterbestehens geschlechtsspezifischer Diskriminierung von Frauen am 
Arbeitsmarkt ergibt sich daraus für viele Frauen eine sehr prekäre Situation: Es ist eine Kombination 
von verstärkter Arbeitsmarktintegration bei gleichzeitiger Entkoppelung von Erwerbsarbeit und sozia-
ler Sicherheit. Bestimmte Ansprüche auf soziale Absicherung können gar nicht mehr erworben wer-
den (etwa bei scheinselbstständigen Arbeitsverhältnissen wie Werkverträgen oder freien Dienstver-
trägen) oder nur in einem nicht existenzsichernden Ausmaß (z.B. bei Teilzeitbeschäftigungen oder 
bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen). 

 

Steigender Anteil der Frauen auf dem Arbeitsmarkt u nd wachsende Lohndifferenz 

Vor diesem Hintergrund sind drei Dimensionen in der Entwicklung der Erwerbsarbeit festzustellen, 
die Birgit Sauer (2006 [2001]) auch als „Feminisierung der Arbeit“ beschrieb: 
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- Eine steigende Erwerbsbeteiligung der Frauen aufgrund steigernder Qualifikationen, aber auch 
aus einer materiellen Notwendigkeit heraus. 

- Ein Prozess der Prekarisierung und Informalisierung von Arbeitsverhältnissen, die für Unter-
nehmen eine flexible Anpassung an ökonomische Erfordernisse und eine Reduzierung der Ar-
beitskosten ermöglichen. Das Potenzial an Arbeitskräften im atypischen Bereich ist überwiegend 
weiblich. 

- Ein Absenken des Lohnniveaus (auf das von „Frauenlöhnen“), wobei die Lohnschere zwischen 
Frauen und Männern sich nicht schließt, sondern konstant bleibt (Sauer 2006 [2001], 71-72). 

Zwei weitere Entwicklungen in Hinblick auf die Einkommen abhängig Beschäftigter sind hier zu be-
rücksichtigen: Einerseits hat die soziale Ungleichheit in den Industrieländern wieder zugenommen, 
was sich unter anderem in sinkenden Lohnquoten ausdrückt. Stiegen die Lohnquoten bis in die 
1970er Jahre in den meisten europäischen Volkswirtschaften an oder verliefen zumindest im Gleich-
klang mit der gesamtwirtschaftlichen Produktivität, so war ab den 1980er Jahren eine Trendumkehr 
zu verzeichnen. In manchen Ländern fallen die Lohnquoten drastisch – zwischen 1980 und 2012 z.T. 
um über 10 Prozentpunkte (Mayrhuber et al. 2015, 11-12). 

Andererseits bleibt der Abstand zwischen Frauen- und Männer-Einkommen mehr oder weniger kon-
stant hoch, wie der Gender Pay Gap1 veranschaulicht. Während in Österreich in den letzten Jahren 
ein Rückgang von 25,5 Prozent in 2006 auf 22,2 Prozent in 2014 zu verzeichnen war (Gaisber-
ger/Glaser 2017), blieb der Gender Pay Gap in Deutschland in selben Zeitraum konstant bei ca. 22 
Prozent.  

Dass Einkommensunterschiede in Österreich und Deutschland zwischen Frauen und Männern im-
mer noch hoch sind, hat viele Gründe. In einer Vergleichsstudie zu den Ländern der Europäischen 
Union aus 2011 werden die zum Teil widersprüchlich scheinenden Ergebnisse erläutert. Der Gender 
Pay Gap ist auch in jenen Ländern oft besonders gering, die sehr traditionelle Geschlechterverhält-
nisse aufweisen und kaum gleichstellungspolitische Maßnahmen setzen. So weisen etwa Malta, 
Rumänien, Polen oder Italien einen sehr geringen Gender Pay Gap auf (etwa zwischen 5 und 11 
Prozent), während Schweden einen Gender Pay Gap von 13,3 Prozent, Deutschland 21,5 Prozent 
und Österreich 20,1 Prozent aufweist (Eurostat 2016). Faktoren, die Einfluss auf die Höhe des Gen-
der Pay Gap haben, sind vor allem Teilzeitarbeit, Karriereunterbrechungen, das Ausmaß der Ar-
beitsmarktbeteiligung von Frauen oder die horizontale (nach Branchen) und vertikale (nach Hierar-
chien in einem Berufsfeld) Segregation des Arbeitsmarktes. Vor dem Hintergrund der oben angeführ-
ten Tendenzen ist festzuhalten, dass jene Länder, die einen geringeren Gender Pay Gap aufweisen, 
durch eine geringere Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen charakterisiert sind (hier sind in erster Linie 
Frauen mit hohen Qualifikationen erwerbstätig). Jene Länder mit einem hohen Gender Pay Gap wei-
sen eine höhere Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen auf. Zu diesen Ländern gehören neben Öster-
reich und Deutschland vor allem Großbritannien und die Niederlande; die hohe Arbeitsmarktbeteili-
gung wird hier allerdings von einem sehr hohen Anteil an weiblicher Teilzeitbeschäftigung und einem 

                                                 

1 Der Gender Pay Gap bezieht sich nach Eurostat immer auf durchschnittliche Bruttoverdienste der un-
selbstständig Beschäftigten und bezeichnet den Unterschied zwischen männlichen und weiblichen Be-
schäftigten in Prozent der durchschnittlichen Bruttostundenverdienste der männlichen Beschäftigten. Das 
macht auch einen Vergleich zwischen Voll- und Teilzeitbeschäftigung möglich. 
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höheren Anteil an gering qualifizierten Frauen begleitet. Die skandinavischen Länder zeigen im Ge-
gensatz dazu, dass eine hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen und eine hohe Teilzeitrate nicht not-
wendig mit einem hohen Gender Pay Gap einhergehen müssen. Das ist vor allem dann der Fall, 
wenn es auch im hochqualifizierten Bereich Teilzeitstellen gibt. Es sind also weitere Faktoren, die 
Berücksichtigung finden müssen: In Österreich ist insbesondere der hohe Anteil von Frauen im Nied-
riglohnbereich entscheidend – er ist mit 28,7 Prozent mehr als drei Mal so hoch als jener der Männer 
(9,2 Prozent) (Economic Commission for Europe 2011, 2-5). Auch in Deutschland ist der Anteil von 
Frauen im Niedriglohnbereich sehr hoch. So lag der Anteil der Niedriglohnbezieherinnen an allen 
Arbeitnehmerinnen 2016 bei 27 Prozent, während der Anteil der Männer bei 16 Prozent lag (Statisti-
sches Bundesamt 2017, 8). 

Deutlich wird hier immer wieder auch, dass der Gender Pay Gap am Land höher ist als in den Städ-
ten, vor allem in großen Ballungszentren. Hier finden nicht nur Männer, sondern auch Frauen besser 
bezahlte Jobs. So zeigt sich etwa in der österreichischen Lohnsteuerstatistik, dass der Einkommens-
vorteil von Männern in Innsbruck 2016 10,2 Prozent betrug, während er in Reutte bei 32,2 Prozent 
lag, Tirol-weit lag der Einkommensvorteil2 von Männern bei 24,4 Prozent (Statistik Austria 2017, 50). 

 Auch in Deutschland lässt sich ein Stadt-Land-Gefälle feststellen. Bei einer Studie zum Gender Pay 
Gap in Deutschland wurde neben dem bekannten Ost-West-Gefälle auch ein Nord-Süd-Gefälle fest-
gestellt. Der höchste Gender Pay Gap wurde dabei in Ingolstadt gemessen, der geringste in Frank-
furt an der Oder. Als Ursache wurde die Branchenstruktur identifiziert. Während sich Ingolstadt durch 
hoch spezialisierte Tätigkeiten und Großbetriebe auszeichnet, weist Frankfurt an der Oder eine di-
versere Branchenstruktur und eine Dominanz von Kleinbetrieben auf (Kutzner 2016, 144-145).  

Auch wenn die Wirtschaftsstruktur nur zum Teil beeinflussbar ist, so kann Politik hier doch auch 
steuernd eingreifen, in dem sie eine gezielte Ansiedlungspolitik betreibt und entsprechende Rah-
menbedingungen (vor allem durch die Bereitstellung von sozialer Infrastruktur) schafft, die die Chan-
cen der Frauen im Zugang zu bezahlter Arbeit verbessern (vgl. Busch/Holst 2008).  

 

Was Wirtschaftsförderung zu einem gleichstellungsor ientierten Arbeitsmarkt    
beitragen kann 

Die Notwendigkeit einer stärkeren Steuerung regionaler Wirtschaftsförderung im Blick auf mehr 
Gleichstellungs- bzw. Genderpolitik auf dem regionalen Arbeitsmarkt war bei allen Projektveranstal-
tungen ein wichtiger Aspekt:  

- Wirtschafts- und Frauenförderung kombinieren! Betriebsansiedlungen sollten etwa darauf hin 
geprüft werden, ob und welche Arbeitsplätze für Frauen geschaffen werden; wie die Arbeitszeit 
gestaltet wird im Blick auf Vereinbarkeit von Familie und Beruf (neben der Betreuung von Kindern 
sind hier zunehmend auch Pflegeaufgaben zu berücksichtigen; welche Verdienstmöglichkeiten 
für Frauen zu erwarten sind; welche Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten für Frauen vorgese-
hen sind, wie Führungsfunktionen gegenwärtig und zukünftig besetzt werden sollen. 
 

                                                 

2 Verglichen wurde hier der Median der Bruttobezüge jener ArbeitnehmerInnen mit ganzjährigen Bezügen 
und Vollzeitbeschäftigung. 
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- Erwartungen und Ansprüche an die Politik: Die Rahmenbedingungen, über die immer nur gere-
det wird, müssen geschaffen werden, um das wirtschaftliche Überleben der Regionen zu sichern. 
Die männlichen Interessen sind nicht deckungsgleich mit den Interessen der Frauen. Regionale 
Akteure wie Landwirtschaftskammer, Wirtschaftskammer, die Sozialpartner etc. haben die Macht 
und die Möglichkeit, Veränderungen herbei zu führen. „Und sie werden das wollen müssen, wenn 
„Feuer am Dach“ ist und die jungen Menschen und die Frauen nicht mehr in unsere Regionen 
zurück wollen.“  

 
- Abwanderung qualifizierter Frauen verhindern! Immer mehr Frauen verfügen in den beiden 

Grenzregionen über sehr qualifizierte Berufsabschlüsse, geeignete Arbeitsplätze sind jedoch 
kaum vorhanden. Die Folge ist, dass ein erheblicher Teil dieser qualifizierten und oft sehr enga-
gierten Frauen in die sog. Metropolregionen auswandert. Beim Unternehmerinnen-Frühstück 
stellte eine Teilnehmerin dazu fest: „Geht die Frau, stirbt das Land!“ Weil diese Frauen ein erheb-
liches Potenzial zu einer erfolgreichen Entwicklung der Region sind, müssen Unternehmen 
ebenso wie die Wirtschaftsförderung der Kommunen attraktive Angebote entwickeln.  

 

Je höher der Bildungsabschluss, desto größer die Er werbsbeteiligung  

Einkommenschancen hängen wesentlich von der Erwerbsbeteiligung und vom Ausmaß der Erwerbs-
tätigkeit ab. 2016 hatten in Tirol Frauen ein durchschnittliches Bruttojahresgehalt von 21.282,- Euro 
und Männer 36.540,- Euro. In der Statistik des Bayerischen Landesamtes wird Voll- und Teilzeitbe-
schäftigung differenziert: In Bayern verdienten vollbeschäftigte Frauen 2014 ein Bruttojahresgehalt 
von 41.106,- Euro und Männer 51.835,- Euro. Teilzeitbeschäftigte Frauen hatten ein durchschnittli-
ches Bruttojahresgehalt von 21.692,- Euro und Männer 24.635,- Euro (Statistik Austria 2017a; Baye-
risches Landesamt für Statistik 2017). 

Die gezielte Erhöhung der Frauenerwerbsarbeit ist seit 1997 fixer Bestandteil der Europäischen Be-
schäftigungsstrategien, verbunden mit dem Ziel der Chancengleichheit (vgl. Héritier 2005). Im Jahr 
2017 lag nach dem Labor-Force-Konzept die Erwerbsquote der Frauen in Österreich bei 71,8 Pro-
zent, die der Männer – jeweils der 15- bis 64-Jährigen – bei 81 Prozent, gesamt 76,4 Prozent (Statis-
tik Austria 2018a). In Tirol lag die Erwerbsquote der Frauen demgegenüber bei 65 Prozent, die der 
Männer bei 76 Prozent. Obwohl in Tirol in den letzten Jahren ein deutlicher Anstieg der Frauener-
werbsarbeit zu verzeichnen war, liegt die Quote mit 6 Prozentpunkten deutlich unter dem österreichi-
schen Wert. Ein weiteres Charakteristikum Tirols ist, dass auch die Erwerbsbeteiligung der Frauen 
zwischen 35 und 55 Jahren unter dem Österreich-Durchschnitt liegt. Das bedeutet, dass die „Famili-
enphase“ massive Auswirkungen auf die Arbeitsmarktintegration von Frauen hat. Überdies variiert 
die Erwerbsbeteiligung auch stark nach Bildungsabschluss, Religion und Staatsangehörigkeit. Je 
höher der Bildungsabschluss, desto höher ist die Erwerbsbeteiligung bei Frauen als auch bei Män-
nern (Amt der Tiroler Landesregierung 2016a, 46). 

Innerhalb Tirols variiert die Erwerbsquote von Frauen stärker als die von Männern. Bei den Regionen 
ist Landeck mit einer Frauenerwerbsquote von 54 Prozent besonders schwach, wie auch Reutte mit 
61 Prozent. Demgegenüber liegt die Erwerbsquote von Frauen in Innsbruck Land bei 69 Prozent, in 
Schwaz bei 66 Prozent (Amt der Tiroler Landesregierung 2016a, 45-49). Allerdings sind auch inner-
halb der Bezirke zum Teil große Unterschiede festzustellen. Die IHS-Analyse zur Gleichstellung in 
Tirol hält dazu fest, dass es sich für Frauen aufgrund der niedrigen Einkommenschancen oder auch 
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eingeschränkten Arbeitszeiten oft nicht lohne weiter auszupendeln. Wesentliche Aspekte hinsichtlich 
der Erwerbsbeteiligung sind neben der regionalen Wirtschaftsstruktur, dem Angebot an staatlichen 
sozialen Dienstleistungen in Kinderbetreuung und Pflege, auch die Verkehrsanbindung, die Lebens-
haltungskosten und nicht zuletzt die gesellschaftliche Einstellung zur Frauenerwerbstätigkeit (Amt 
der Tiroler Landesregierung 2016b, 12-14). 

In Deutschland lag die Erwerbsquote der 15- bis 65-Jährigen3 2017 bei 75,2 Prozent, die Quote der 
Männer lag dabei auch hier mit 78,9 Prozent höher, als die der Frauen, die bei 71,5 Prozent lag (Sta-
tistisches Bundesamt 2018a, 364). Die Zunahme der Erwerbstätigkeit von 2007 bis 2017 stellt sich 
bei Frauen und Männern unterschiedlich dar: Während bei den Männern die Zahl der Vollzeiterwerb-
stätigen in diesem Zeitraum von 13,8 Millionen auf 15,4 Millionen anstieg und die der Teilzeitbeschäf-
tigten von 0,9 auf 1,9 Millionen, war bei den Frauen der Zuwachs fast ausschließlich auf die Zunah-
me an Teilzeitbeschäftigten zurückzuführen. Die Zahl der vollbeschäftigten Frauen betrug 2007 und 
2017 7,8 Millionen, die Zahl der Teilzeitbeschäftigten stieg aber von 4,2 auf 7,1 Millionen an. 

Einbrüche in der Frauenbeschäftigung sind auch hier in der Altersgruppe der 35- bis 45-Jährigen 
festzustellen (Bundesagentur für Arbeit 2018, 9-10). Bayern weist eine Frauenerwerbsquote auf, die 
mit 73 Prozent (im Jahr 2015) über dem Bundesschnitt liegt. Auch hier zeigt sich ein deutlicher Ein-
bruch der Vollerwerbstätigkeit bei den Frauen ab einem Lebensalter von 35 Jahren. Sind im Alter 
zwischen 25 und 34 Jahren noch 62 Prozent der Frauen voll erwerbstätig, so sinkt dieser Anteil bei 
den 35 bis 44- Jährigen auf 38 Prozent und bei den 45- bis 54-Jährigen auf 35 Prozent. Parallel dazu 
steigt die Teilzeiterwerbstätigkeit der Frauen: sind es in der Altersgruppe von 25 bis 34 noch 27 Pro-
zent, so sind es bei jener zwischen 35 und 44 bereits 47 Prozent und bei den 45- bis 55-Jährigen 49 
Prozent. Bei den Männern ist hingegen ein gegenteiliger Trend zu beobachten – die Vollerwerbstä-
tigkeit ist deutlich höher als bei den Frauen und nimmt in den Altersgruppen, in denen traditionell die 
Familiengründung ansteht, noch einmal zu (Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und Soziales, 
Familie und Integration 2017, 245-246).4 

 

Re-Traditionalisierung der Geschlechterverhältnisse  

Das weist darauf hin, dass sich auch hier der Befund bestätigt, dass mit der Familiengründung in der 
Regel eine Re-Traditionalisierung von Geschlechterverhältnissen einhergeht. Während Frauen ihre 
Erwerbsarbeit reduzieren und mehr unbezahlte Arbeit in der Familie leisten, erhöhen Männer ihre 
Erwerbstätigkeit und leisten kaum Pflege und Versorgungsarbeit. Neben traditionellen Geschlechter-
rollenbildern spielen hier auch die Rahmenbedingungen, die staatlicherseits in Pflege und Kinderbe-
treuung und -erziehung zur Verfügung gestellt werden, eine wesentliche Rolle (dazu weiter unten 
noch ausführlicher). Ausdruck findet dies auch in der Verteilung der unbezahlten Arbeit zwischen 
Frauen und Männern. Dass Frauen wesentlich mehr unbezahlte Arbeit leisten, beeinträchtigt ihre 
Chancen bzw. ihre Teilhabe am Arbeitsmarkt und die Möglichkeit, ein existenzsicherndes Einkom-

                                                 

3  Erwerbsquoten beziehen sich in Deutschland oft auch auf die Gruppe der 20- bis 65-Jährigen, wodurch 
sich eine höhere Erwerbsquote ergibt, da die Gruppe der 15- bis 20-Jährigen meist noch in Ausbildung 
und nicht erwerbstätig ist. 

4  Für die Ebene des Landkreises Garmisch-Partenkirchen sind keine Erwerbsquoten von Frauen verfüg-
bar. Das Bayerische Landesamt für Statistik stellt lediglich Zahlen über den Anteil der Frauen an den Be-
schäftigten zur Verfügung.  
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men zu erzielen. Der Befund des Frauenberichtes der österreichischen Frauenministerin von 2010 
lautete, dass sich an der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung zu Lasten der Frauen seit 1995 
kaum etwas verändert hat, obwohl ein Großteil zumindest theoretisch ein nicht-traditionelles Ge-
schlechterverhältnis befürwortet. Männer leisten nur etwas mehr als ein Viertel der gesamten       
unbezahlten Kinderbetreuung und nur ein knappes Viertel der übrigen Hausarbeit (Bundesministerin 
für Frauen und öffentlichen Dienst 2010, 458, 429). 

In Deutschland sieht die Situation ganz ähnlich aus: So stellte etwa auch die Böckler-Stiftung eine 
Re-Traditionalisierung von Geschlechterverhältnissen in der Familiengründungsphase fest. In Haus-
halten mit Kindern unter sechs Jahren haben Väter die längsten durchschnittlichen Erwerbsarbeits-
zeiten, während Mütter aus diesen Haushalten die kürzesten durchschnittlichen Erwerbsarbeitszeiten 
aufweisen. Die ungleiche Verteilung der unbezahlten Arbeit besteht dabei unabhängig vom Qualifika-
tionsniveau (WSI 2017). 

Das traditionelle Familienerhalter-Modell erodiert zwar und Menschen befürworten theoretisch ein 
partnerschaftliches Lebensmodell, die Praxis sieht jedoch anders aus. Jane Lewis (2007, 52) be-
zeichnete dies als „Eineinhalb-Ernährer-Modell“. Das „alte“ Familienerhalter-/Hausfrauen-Modell 
existiert modernisiert weiter: Selbst wenn Lebensformen partnerschaftlicher geworden sind und 
Frauen u.a. durch eigenständiges Einkommen mehr Autonomie erworben haben, ändert sich dies, 
sobald Kinder zu betreuen oder kranke, alte Angehörige zu pflegen sind. Hier übernehmen nach wie 
vor Männer die Familienerhalter-Rolle, Frauen die Pflege- und Erziehungsarbeit. Die traditionelle 
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in Reproduktionsbereich sorgt so nach wie vor dafür, dass 
Frauen am Arbeitsmarkt weniger konkurrenzfähig sind und von einem männlichen Familienerhalter 
abhängig bleiben oder – vor allem als Alleinerzieherinnen – arm oder armutsgefährdet sind. 
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Teil 2. Bildung und Mobilität 

 

Bildung war ein wesentliches Thema der Ersten Frauenbewegung im 19. Jahrhundert – und hier vor 
allem (wenn auch nicht nur) der bürgerlichen Frauenbewegung. Dabei ging es einerseits darum, Un-
wissenheit und fehlende Bildungschancen zu bekämpfen. Die fehlende Bildung hatte auch zur Folge, 
dass Frauen aus den höheren Klassen keine Erwerbsmöglichkeiten hatten. Eine eigenständige Exis-
tenzsicherung war nicht vorgesehen und wurde als unschicklich erachtet. Dennoch entwickelte sich 
im Laufe des 19. Jahrhunderts in Deutschland wie auch in Österreich ein Bildungswesen für Mäd-
chen, jenseits der engen Grenzen, die Bildung für Mädchen und Frauen ausschließlich in Hinblick auf 
Mutterschaft, „Mütterlichkeit“ und „Häuslichkeit“ als angebracht erachteten. Alle Bildung und Ausbil-
dung für Mädchen jenseits der elementaren Bildung war privaten und kirchlichen Einrichtungen über-
lassen. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts bekamen Mädchen und Frauen nach und nach 
Zugang zu höherer Bildung und ab den 1890er Jahren öffneten sich auch die Universitäten – eine 
Fakultät nach der anderen, zuletzt die theologische Fakultät – den Frauen. Nötig war dazu allerdings 
der massive Druck der Frauenbewegung (Jacobi 1994; Friedrich 1999). 

 

Aufholprozess der Frauen in der Bildung 

Wie in anderen gesellschaftlichen Bereichen bleiben die Geschlechterbilder der Aufklärung auch im 
Bildungswesen lange wirksam und sorgen bis in die 1980er Jahre hinein für geschlechtsspezifisch 
unterschiedliche gesetzliche Regelungen (wie z.B. beim Handarbeits- bzw. Werkunterricht). Dispari-
täten zwischen den Geschlechtern bestehen jedoch bis heute, denn die Wahl der Ausbildungen, 
Lehrberufe oder der universitären und Fachhochschulstudien folgen immer noch frauen- und män-
nertypischen Berufsbildern. Durch die Bildungsexpansion ab den 1960er und noch mehr ab den 
1970er Jahre konnten Frauen sehr stark aufholen, was ihre Ausbildung betrifft. Die Intention war die, 
eine stärkere soziale Durchmischung des Bildungssystems zu befördern, was allerdings sowohl in 
Deutschland als auch in Österreich kaum gelang. Der Aufholprozess der Frauen im Bildungsbereich 
führte dazu, dass in Österreich schon seit Beginn der 1990er Jahre mehr Frauen als Männer ein 
Studium aufnahmen. In Deutschland verzögerte sich dieser Prozess: 1995 lag der Anteil der Frauen 
unter den Studierenden bei 44 Prozent, erst in den 2000er Jahren gleicht sich die Zahl der Frauen 
jener der Männer langsam an und 2012 lag der Frauenanteil an den Universitäten in Ost- und West-
Deutschland schließlich bei 50,5 bzw. 50,4 Prozent. Die Ungleichheit zwischen Frauen und Männern 
im Bildungssystem rückte damit aus dem Fokus, abgesehen von Initiativen des Arbeitsmarkt-Service 
(AMS) in Österreich wie „Frauen in die Technik“ (FIT), die die geschlechtsspezifische Ausbildungs-
wahl thematisieren.  

Seit ein paar Jahren sorgt die Rede von „Buben als Bildungsverlierer“ für Aufmerksamkeit, wobei hier 
gerne – insbesondere von einer an essentialistischen Geschlechterbildern orientierten „Männerfor-
schung“ – eine Feminisierung der Erziehung in der vor- und außerschulischen Erziehung und Be-
treuung sowie in den Grund- und Volksschulen als Ursache genannt wird. Allerdings gibt es kaum 
Forschung, die sich mit den Ursachen der bei Burschen häufiger auftretenden Erziehungsproblemen 
und Verhaltensauffälligkeiten oder den schlechteren Leistungen befasst. Im Vergleich zu den sozia-
len Benachteiligungen handelt es sich allerdings um ein geringes Problem, das nur vor dem Hinter-
grund einer antifeministischen Grundströmung in der Gesellschaft hohe Aufmerksamkeit bekam 
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(Geißler 2014, Amt der Tiroler Landesregierung 2016a, 24). Denn selbst wenn Burschen und junge 
Männer im Bildungssystem schlechtere Leistungen erbringen, beeinträchtigt das ihre Erwerbs- und 
Einkommenschancen bislang ganz und gar nicht, wie die entsprechenden Daten belegen. 

 

Geschlechtergerechtigkeit durch mehr Bildung 

Dass Bildung ein Schlüssel für die Verwirklichung von Lebenschancen und für Selbstentfaltung ist, 
war schon Thema der Ersten als auch der Zweiten Frauenbewegung. Wie sehr sich der Grad der 
Ausbildung bzw. der Qualifikation ganz unmittelbar auf die Erwerbsbeteiligung und damit auch auf 
das Armutsrisiko auswirkt, zeigen Daten immer wieder. Allerdings ist hier ein großer Unterschied 
zwischen Frauen und Männern zu bemerken: geringe Qualifikation hat bei Männern eine weniger 
negative Auswirkung auf die Erwerbsbeteiligung als bei Frauen. Ein Ländervergleich in Westeuropa 
zeigte etwa, dass in Deutschland gering qualifizierte Frauen 2010 eine Erwerbsquote von knapp un-
ter 50 Prozent, in Österreich knapp über 50 Prozent aufwiesen, während die Erwerbsquote der 
hochqualifizierten Frauen in beiden Ländern zwischen 80 und 85 Prozent lag (Mendolicchio/Rhein 
2012, 3). Wie sehr sich die Bildungsexpansion und der Aufholprozess der Frauen im Bildungsbereich 
auf die Bildungsabschlüsse auswirkte, zeigt ein Vergleich der höchsten abgeschlossenen Schulbil-
dung nach Alter und Geschlecht. 

Höchste abgeschlossene Schulbildung nach Alter und Geschlecht in Tirol (2012)  

 Tirol  
F                   M 

25-34 Jahre 
F                   M 

35-44 Jahre 
F                   M 

45-55 Jahre 
F                   M 

55-64 Jahre 
F                   M 

PS 24%          15% 16%          13% 19%          14% 25%          16% 36%          21% 

Lehre 30%          44% 27%          42% 31%          44% 31%          46% 29%          44% 

BMS 20%          14% 17%          13% 20%          14% 23%          16% 21%          14% 

BHS/Kolleg 8%              8% 13%          11% 9%              9% 5%              7% 2%              3% 

AHS 5%              4% 7%              6% 5%              4% 4%              4% 3%              3% 

Hochschule 14%          14% 20%          15% 16%          15% 12%          12% 9%            12% 

PS = Pflichtschule und Personen ohne Pflichtschulabschluss; BMS = Berufsbildende mittlere Schule; 

BHS/Kolleg = Berufsbildende höhere Schule mit Ausbildungen in Kollegs; AHS = Allgemein höher bilden-

de Schule; Hochschule = Hochschule und hochschulverwandte Ausbildungen. Quelle: Amt der Tiroler 

Landesregierung 2016a, 25. 

 

Während bei den 55- bis 64-Jährigen Tirolerinnen nur 9 Prozent einen Hochschulabschluss aufwei-
sen, sind es bei den 25- bis 43-Jährigen bereits 20 Prozent. Damit liegt der Akademikerinnenanteil in 
dieser Altersgruppe bei den Frauen um 5 Prozentpunkte höher als bei den Männern. Allerdings ist 
der Anteil der Frauen mit maximal einem Pflichtschulabschluss – eine Gruppe mit erhöhtem Arbeits-
losigkeits- und Armutsrisiko – durchgängig bei allen Alterskohorten und im Durchschnitt deutlich hö-
her. Ein Unterschied zeigt sich noch im Verhältnis von Lehre (Ausbildung im dualen System) und 
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berufsbildenden mittleren und höheren Schulen: Während die Burschen eher zu einer Lehre        
tendieren, besuchen Mädchen eher eine BMS oder eine BHS (Amt der Tiroler Landesregierung 
2016a, 24-26). 

In Bayern stellt sich die Situation ähnlich wie in Tirol dar, auch wenn hier zu beachten ist, dass der 
Bayerische Bildungsbericht eine andere Einteilung der Alterskohorten vornimmt, die Schulabschlüsse 
anders unterscheidet und Hochschulabschlüsse in dieser Statistik nicht angeführt werden. Die Ten-
denz einer Zunahme weiblicher Bildungsbeteiligung und höhere Abschlüsse lassen sich auch hier 
nachvollziehen, wie die nachfolgende Tabelle zeigt. 

Schulabschlüsse nach Alter und Geschlecht in Bayern  (2012) 

 Tirol  
F                   M 

20-35 Jahre 
F                   M 

35-50 Jahre 
F                   M 

50-65 Jahre 
F                   M 

65 + Jahre 
F                   M 

OAS 3%              3% 3%              3% 3%              3% 3%              3% 5%              3% 

H/MS 45%          48% 23%          34% 34%          42% 51%          52% 70%          65% 

MSA 28%          20% 28%          25% 34%          22% 28%          18% 17%          12% 

HR 24%          30% 42%          38% 30%          33% 19%          27% 8%            20% 

OAS = ohne allgemeinbildenden Schulabschluss; H/MS = Haupt-/Mittelschulabschluss; MSA = mitt-
lerer Schulabschluss; HR = Hochschulreife. Quelle: Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungsfor-
schung 2015. 

 

Während 42 Prozent der jungen Frauen zwischen 20 und 35 Jahren die Hochschulreife erlangten, 
waren dies bei den Frauen zwischen 50 und 65 lediglich 19 Prozent, bei den über 65-Jährigen nur 8 
Prozent. Die Ausbildungswahl wird auch in Bayern von Geschlechterstereotypen beeinflusst: junge 
Frauen setzten ihre Schwerpunkte nach wie vor wesentlich seltener in Mathematik, Ingenieurswis-
senschaften, Naturwissenschaft und Technik (MINT). Bei den Berufsschulen waren etwa im Feld 
Wirtschaft und Verwaltung 61 Prozent Frauen, bei dem Feld Ernährung 58 Prozent, während in den 
Bereichen Elektrotechnik (7 Prozent), Metalltechnik (5 Prozent) und Fahrzeugtechnik (3 Prozent) der 
Frauenanteil verschwindend gering ist.  

Bei den Studienfächern zeigt sich ein ähnliches Bild: Sprachen, Kultur, Kunst studieren zu 72 Pro-
zent Frauen und Medizin/Gesundheit zu 70 Prozent, die MINT-Fächer studieren nur zu 30 Prozent 
Frauen; mehr oder weniger ausgeglichen ist der Bereich Recht, Wirtschaft, Soziales mit 45 Prozent 
Männeranteil und 55 Prozent Frauenanteil. Allerdings nützen Frauen ihre Qualifikationen, die sie sich 
im Schulwesen durch höhere Bildungsbeteiligung erworben haben, seltener für ein Studium als Män-
ner. Von jenen, die 2008 ihre Studienberechtigung erworben haben, begannen 77 Prozent der Frau-
en und 85 Prozent der Männer ein Hochschlussstudium in Bayern (Staatsinstitut für Schulqualität 
und Bildungsforschung 2015, 224-231). 
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Bildung bleibt geschlechtsspezifisch 

Der Gleichstellungsbericht für Tirol weist die geschlechtsspezifische Studienwahl nicht aus, die Zah-
len der Universität Innsbruck zeigen aber auch hier eine nach wie vor traditionelle geschlechtsspezi-
fische Wahl. Auch wenn dies nicht einfach auf die Studienabschlüsse der Tiroler Wohnbevölkerung 
umzulegen ist, zeigt sich doch ein Trend: So waren im Wintersemester 2017/18 81 Prozent der Stu-
dierenden der Bildungswissenschaftlichen Fakultät Frauen und 19 Prozent Männer. An der Fakultät 
für Technische Wissenschaften waren 15 Prozent der Studierenden Frauen und 85 Prozent Männer, 
an der Philologisch-Kulturwissenschaftlichen Fakultät waren 79 Prozent Frauen und 21 Prozent 
Männer, während sich an der Fakultät für Mathematik, Informatik und Physik das Geschlechterver-
hältnis genau umgekehrt darstellte: 21 Prozent Frauen und 79 Prozent Männer (Universität Innsbruck 
2018). 

Aber nicht nur bei den Hochschulstudien, auch bei der Lehre bzw. der beruflichen Ausbildung im 
dualen System dominieren in Tirol als auch in Bayern bei Mädchen und bei Burschen die traditionel-
len Berufsbereiche. In beiden Ländern absolvieren mehr Burschen als Mädchen eine berufliche Aus-
bildung im dualen System bzw. eine Lehre. Festzuhalten ist auch, dass das Bildungsniveau (und 
damit die Einkommenschancen) regional unterschiedlich verteilt sind. In Bayern wird vor allem in den 
nördlichen und östlichen Regionen Handlungsbedarf in Hinblick auf den Zugang zu Bildung gesehen 
(ebd., 232-233). In Tirol konzentrieren sich Akademikerinnen erwartungsgemäß auf die Bezirke Inns-
bruck und Innsbruck-Land. Landeck, Reutte und Schwaz weisen den geringsten Akademikerinnen-
anteil auf und zugleich (mit Imst und Kufstein) den höchsten Anteil an Frauen (25 Prozent oder mehr) 
mit nicht mehr als einem Pflichtschulabschluss. Der Anteil der Männer mit nur einem Pflichtschulab-
schuss ist in allen Bezirken sehr viel geringer als bei den Frauen. Hier ist aber auch festzuhalten, 
dass besser qualifizierte Frauen und Männer eine höhere Mobilität aufweisen, aber auch, dass aus-
bildungs-adäquate Beschäftigungsmöglichkeiten jenseits der Ballungszentren oft nicht zu finden sind. 
Ein Faktor, der die Abwanderung aus den ländlichen Regionen in die städtischen Zentren befördert 
(Amt der Tiroler Landesregierung 2016a, 27-28). Aussage bei einer Projektveranstaltung: „Der regio-
nale Arbeitsmarkt zwingt uns Frauen mit Familie, uns unter unserem eigenen Wert zu verkaufen!“ 

 

Abwertung von Frauenarbeit  

Aus den Daten und der sich offenbar verfestigenden geschlechtsspezifischen Segregation im Bil-
dungsbereich wird in der Regel die Aufforderung abgeleitet, dass Frauen verstärkt in technische, 
naturwissenschaftliche Ausbildungen und Berufe einsteigen sollen. So sehr eine stärkere ge-
schlechtsspezifische (aber auch soziale) Durchmischung der Berufe wünschenswert ist, so ist die 
Forderung doch auch kurzsichtig und in Bezug auf die Ausbildungswahl von Frauen ausschließlich 
negativ orientiert. Die Abwertung von „Frauenberufen“ wird hier permanent wiederholt, obwohl klar 
ist, dass es sich um notwendige Tätigkeiten – etwa in der Pflege, Kinderbetreuung und Erziehung – 
handelt. Man könnte sagen, das Problem ist nicht, dass viele Frauen im Dienstleistungsbereich ar-
beiten, sondern was sie für ihre Arbeit bezahlt bekommen. Und was wäre die Folge, wenn alle aus 
den schlecht bezahlten Jobs flüchten? Auch wenn Frauen mehr verdienen könnten, wenn sie etwa in 
technische Berufe einsteigen, so zeigen historische Entwicklungen von Berufsfeldern, dass, wenn sie 
zunehmend von Frauen erobert wurden, Einkommenschancen und Prestige sanken, oder dass der 
Zugang für Frauen erst dann möglich wurde, wenn Ansehen und Verdienste im Sinken begriffen wa-
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ren. Es gilt hier die Ergebnisse der Arbeitsforschung zur Kenntnis zu nehmen und nicht von „Fehlent-
scheidungen“ der Frauen zu sprechen. 

Es geht hier ganz klar auch um die Bewertung von Arbeit, die in unseren Gesellschaften einer ge-
schlechtsspezifischen Demarkationslinie folgt. Und es geht auch um die Dominanz eines Familien-
modells, das immer noch von einem männlichen Familienerhalter und einer weiblichen Zuverdienerin 
ausgeht, von dem sowohl wirtschaftliche als auch politische EntscheidungsträgerInnen immer noch 
sehr stark geprägt sind. 

Wenn wir über Arbeit, Arbeitsteilung und den Wert, der der Arbeit zugeschrieben wird, nachdenken, 
müssen einmal mehr die ideologischen Grundlegungen liberaler Theorie des 18. Jahrhunderts und 
die politischen und sozialen Entwicklungen des 19. Jahrhunderts mit bedacht werden, die ihre langen 
Schatten bis in unsere Gegenwart werfen. Denn mit der „bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft 
[wurde] die Ressource ‚Geschlecht’ neu ‚erfunden’“ (Wetterer 2002, 43). Der Geschlechterdifferenz 
wurde in diesem historischen Kontext eine neue Bedeutung zugewiesen. Sie strukturierte die Gesell-
schaft und ist bis heute ein Instrument zur Rechtfertigung sozialer Ungleichheit zwischen den Ge-
schlechtern und zur Abwertung von Frauenarbeit. 

 

Erfolgreiche Erwerbstätigkeit braucht Mobilität 

Sowohl für Bildung (aber auch für die Erwerbstätigkeit) spielt die Mobilität eine wesentliche Rolle, 
denn der Großteil der Bildungsmöglichkeiten und auch der Arbeitsplätze konzentriert sich auf die 
Ballungszentren. Neben den regionalen spielen hier die geschlechtsspezifischen Unterschiede eine 
große Rolle, die in weiterer Folge entscheidend für gesellschaftliche und ökonomische Teilhabe sind. 
Auffällig ist dabei, wie das Statistische Bundesamt und das WZB (2016, 342) im Datenreport für 
Deutschland 2016 feststellen, dass Berufs- und Ausbildungsverkehr nicht den Stellenwert einnimmt, 
wie oft erwartet – er macht nur ein Sechstel des Verkehrsaufwands aus. Bedeutsamer sind Freizeit- 
und Versorgungswege (ebd., 343). Eine geschlechtsspezifische Analyse bietet der Datenreport leider 
nicht, auch andere Studien zur Mobilität in Bayern geben kaum Auskunft über geschlechtsspezifische 
Unterschiede in Hinblick auf Wege, Häufigkeit und Länge der Wege sowie Verkehrsmittel etc. 

Eine für den deutschsprachigen Raum herausragende Studie haben Bente Knoll et al. (2013) für die 
Mobilität in Tirol vorgelegt, aus der bestimmte Erkenntnisse verallgemeinerbar sind. Die geschlechts-
spezifischen Besonderheiten in den Mobilitätsmustern verweisen dabei auf geschlechtsspezifische 
Aufgabenverteilungen in der Gesellschaft. Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass Frauen tendenzi-
ell mehr Wege zurücklegen, die Wege sind dafür oft in Hinblick auf Dauer und Länge kürzer. Die 
höhere Anzahl der Wege von Frauen, vor allem zwischen 25 und 49 Jahren, lassen auf einen kom-
plexeren Tagesablauf und eine vielschichtigere Palette an Aufgaben als Männern schließen (ebd., 
20).  

Die Doppelverantwortung von Frauen in Beruf und Familie, die Regina Becker-Schmidt (1987) schon 
in den 1980er Jahren als „doppelte Vergesellschaftung“ von Frauen beschrieb, schlägt sich hier im 
Aufwand und deutlich unterschiedlichen Mobilitätsmustern nieder. So sind etwa 14,5 Prozent der 
Frauen- und 25,7 Prozent der Männerwege zum Zwecke der Arbeit, 13,7 Prozent der Frauen- und 
7,8 Prozent der Männerwege sind Einkaufswege und 11,7 Prozent der Frauen- und 4 Prozent der 
Männerwege sind Bring- und Holwege (Knoll et al. 2013, 11). 
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Grundsätzlich sind es vor allem Betreuungsaufgaben, die die Zahl der Wege erhöhen, überdurch-
schnittlich hoch ist die Zahl der Wege bei teilzeitbeschäftigten Frauen, da sie in der Regel auch die 
Bring- und Holwege etwa zu Kinderbetreuungseinrichtungen erledigen (ebd.). 

 

Erschwerte Mobilität in ländlichen Regionen 

Eine wesentliche Rolle spielt bei der Mobilität auch die Raumstruktur: handelt sich z.B. um einen 
verdichteten oder einen wenig verdichteten Raum? Stehen öffentliche Verkehrsmittel zur Verfügung 
und in welchem Ausmaß? Oder: Sind Wege auch mit dem Fahrrad oder zu Fuß zu bewältigen? Wäh-
rend in den Ballungszentren, also den verdichteten Räumen sehr viel mehr an Wegen zu Fuß, mit 
dem Rad oder den öffentlichen Verkehrsmitteln zurückgelegt werden, steht im ländlichen, wenig ver-
dichteten Raum der private PKW im Vordergrund, wobei sich die PKW-Nutzung der Frauen jener der 
Männer angleicht.  

Tatsache ist, dass in Tirol 60 Prozent der Erwerbstätigen pendeln müssen, weil Wohn- und Arbeitsort 
in verschiedenen sind. Während 63 Prozent der Männer pendeln, sind es bei den Frauen 56 Prozent. 
Auch Elternschaft hat einen signifikanten Einfluss auf das Pendeln: Während Frauen mit Kindern 
unter 15 Jahren seltener pendeln, pendeln Männer mit Kindern unter 15 Jahren häufiger. Bei Frauen 
steigt hingegen der Anteil der Pendlerinnen bei höherer Ausbildung, bei Männern wirkt sich die 
Schulbildung wenig auf das Pendelverhalten aus (Amt der Tiroler Landesregierung 2016a, 16-21). 

Bei den Veranstaltungen im Rahmen des Interreg-Projektes betonten die Frauen, dass sowohl in der 
Region Reutte als auch in der Region Garmisch-Partenkirchen die Mobilität vor allem für Frauen eine 
große Herausforderung darstellt: Es sind lange Wegzeiten zu bewältigen, meist steht nur ein Auto 
pro Familie zur Verfügung, das in der Regel vom Mann für das Pendeln zur Arbeit genutzt wird. Auch 
die finanzielle Belastung durch einen privaten PKW wurde thematisiert. Die Intervalle des öffentlichen 
Verkehrs wurden als wenig zufriedenstellend beschrieben (es gab sogar Kürzungen im öffentlichen 
Verkehr). Überprüft werden müsste auf jeden Fall die Tarifgestaltung im ÖPNV: So könnte etwa ein 
„Sozialticket“ (Beispiel München) für die Bahn eingeführt werden, insbesondere für BezieherInnen 
von Arbeitslosengeld, möglicherweise auch für GeringverdienerInnen.  

Weitere Wünsche zum Thema Mobilität waren: Ausreichende Verkehrsmittel dort, wo die Menschen 
arbeiten und zwar angepasst an die Arbeitszeiten; Bahnfahren durch zweigleisigen Streckenausbau 
schneller machen (z. B. München-Garmisch) und vor allem mehr flexible Arbeitsmöglichkeiten durch 
IT-Kommunikation / Homework.  

Knoll et al. geben zu bedenken, dass eine Neudefinition der Zielgruppen in der Verkehrsplanung 
nötig ist, die sich nicht länger am vollzeiterwerbstätigen, männlichen, gesunden, 40-jährigen PKW-
Lenker orientieren darf, sondern der Vielfalt an Lebens- und Mobilitätsmustern von Menschen in un-
serer Gesellschaft Rechnung tragen muss (Knoll et al. 2013, 23). Vor allem gilt es dabei, Fragen der 
Betreuung, der Pflege und der sozialen Infrastruktur zu berücksichtigen. Instrumente wie Gender 
Mainstreaming können dabei helfen den Fokus der Aufmerksamkeit zu verbreitern, damit ge-
schlechtsspezifische Disparitäten besser in den Blick kommen. 
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Teil 3. Soziale Infrastruktur 

 

Kinderbetreuung noch immer Frauensache 

Die Soziale Infrastruktur ist neben der Verteilung der unbezahlten Arbeit zwischen Frauen und Män-
nern entscheidend für die Arbeitsmarktintegration von Eltern, vor allem von Frauen, und in der Folge 
auch für ihre Einkommenschancen und Armutsrisiken. Wie oben schon ausgeführt, folgt die Aufga-
benverteilung zwischen Frauen und Männern in der Regel traditionellen Mustern, sobald Kinder zu 
betreuen sind, aber auch wenn kranke und/oder alte Menschen zu pflegen5 sind.  

Wenngleich eine partnerschaftliche Teilung der Verantwortung für Kinder von der Mehrheit befürwor-
tet wird, sieht die Realität immer noch anders aus. Das hängt auch davon ab, was die Politik an 
Steuerungsinstrumenten einsetzt, um Männern eine Karenz oder Elternzeit zu ermöglichen. 2017 
sind in Österreich knappe 4 Prozent der BezieherInnen von Kinderbetreuungsgeld Männer (Statistik 
Austria 2018c). Der geringe Anteil erklärt sich auch aus der geringen Dauer der Nutzung durch die 
Väter, der sich meist auf die Zeit nach der Geburt des Kindes beschränkt. In Tirol wird überdurch-
schnittlich oft die längste Kinderbetreuungsgeld-Variante (30 + 6 Monate) genutzt. 43% der Eltern 
bzw. Mütter in Tirol entscheiden sich für diese Variante, die über die arbeitsrechtliche Karenzzeit (2 
Jahre) hinausgeht und die Wiedereinstiegsproblematik verschärft (Amt der Tiroler Landesregierung 
2016a, 68-70). Im Väterreport für Deutschland wird festgestellt, dass es zwar 60 Prozent der Eltern 
mit Kindern unter drei Jahren ideal fänden, wenn sich beide Partner gleichermaßen in Familie und 
Beruf einbringen könnten, tatsächlich gelebt wird dies aber nur von 14 Prozent der Eltern. Dennoch 
wird festgehalten, dass die Einführung des Elterngeldes eine „kleine Kulturrevolution“ ausgelöst ha-
be, da immer mehr Väter für einen befristeten Zeitraum ihre Arbeitsstunden reduzierten oder vo-
rübergehend ganz aus der Erwerbsarbeit ausstiegen, um Zeit für Kinder und Familie zu haben. Auch 
in Deutschland ist die Dauer der Nutzung des Elterngeldes bei den Vätern gering: 58 Prozent bezie-
hen nur für zwei Monate Elterngeld, 42 Prozent entscheiden sich für eine längere Nutzung (Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2018, 6, 16, 18). 

 

Ausbau flexibler Kinderbetreuung als Unterstützung der Frauenerwerbstätigkeit 

Im Zug der Europäischen Beschäftigungsstrategie (seit 1997) fand ein Ausbau von Kinderbetreu-
ungseinrichtungen in allen Mitgliedsländern der EU statt, nicht zuletzt, weil Frauenerwerbsquoten 
ganz wesentlich von Möglichkeiten der institutionalisierten Kinderbetreuung abhängen. Für die Grup-
pe der 3- bis 5-Jährigen ist eine wesentliche Verbesserung festzustellen, allerdings ist die Versor-
gung der 0- bis 2-Jährigen mit Betreuungsplätzen vor allem im ländlichen Raum noch nicht zufrie-
denstellend. 

 

                                                 

5  Obwohl die Pflege alter Menschen ebenso Fragen der Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern, 
nach Chancen der Teilhabe am Arbeitsmarkt und letztlich auch der Möglichkeit des Wiedereinstiegs und 
Fragen nach dem Armutsrisiko von Frauen aufwirft, hat sich das vorliegende Projekt nicht auf diesen Be-
reich bezogen. Anzumerken bleibt, dass auch dies ein Bereich ist, der vor allem von Frauen getragen wird 
und in dem ein Ausbau sozialer Infrastruktur nötig ist. 
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2002 setzte die Europäische Union mit dem Barcelona-Ziel eine weitere Initiative zur Beseitigung von 
Hemmnissen der Frauenerwerbstätigkeit. Demnach sollten bis 2010 für 33% der unter 3-Jährigen 
Betreuungsplätze zur Verfügung gestellt werden. Während Deutschland 2017 das Barcelona-Ziel 
erreichte und aktuell bei einer Betreuungsquote von 33,6 Prozent liegt, liegt die Betreuungsquote in 
Österreich mit 26,1 Prozent immer noch weit unter der Vorgabe (Statistik Austria 2018b). Allerdings 
haben sowohl Bayern als auch Tirol das Barcelona-Ziel noch nicht erreicht. In Bayern liegt die Be-
treuungsquote der 0- bis 2-Jährigen 2017 bei 27,5 Prozent in Tirol bei 26,3 Prozent (29,5 Prozent, 
wenn Kinderspielgruppen und Tageseltern hinzugerechnet werden). In Oberbayern liegt dieser Anteil 
2017 bei 28,7 Prozent, im Bezirk Reutte bei 20,8 Prozent (eine schlechtere Quote weisen unter den 
Tiroler Bezirken nur Lienz und Landeck auf), im Landkreis Garmisch-Partenkirchen beträgt die Be-
treuungsquote der 0-bis 2-Jährigen 2017 20,7 Prozent (eine schlechtere Betreuungsquote weisen die 
Landkreise Altötting, Berchtesgadener Land, Bad Tölz-Wolfratshausen, Mühldorf am Inn, Neuburg-
Schrobenhausen, Rosenheim und Weilheim-Schongau auf) (Statistisches Bundesamt 2018b; Amt 
der Tiroler Landesregierung 2018, 5). 

 

Regionale Defizite und notwendige Veränderungen 

Obwohl die institutionelle Kinderbetreuung ausgebaut wurde, insbesondere in der Altersgruppe der 
3- bis 5-Jährigen, gehören Tirol als auch Bayern nach wie vor zu den Ländern, in denen die Kinder-
betreuung problematisch ist und sich unmittelbar auf die Erwerbsbeteiligung bzw. das Ausmaß 
(Stichwort: Teilzeit) der Erwerbsbeteiligung von Frauen auswirkt. Neben der Gruppe der 0- bis 2-
Jähreigen ist vor allen die Betreuung von Kindern im Volksschulalter nach der Schule problematisch. 
Die unregelmäßige Stundenschule verursacht hier mitunter größere Vereinbarkeits-Schwierigkeiten 
als die Öffnungszeiten der Kindergärten. Aber auch bei der Kinderbetreuungsquote wie auch beim 
Betreuungsangebot nach Altersgruppen sind erhebliche regionale Unterschiede festzustellen. Prob-
lematisch ist nach wie vor die Nachmittagsbetreuung in den Kinderkrippen, den Kindergärten und 
den Schulen sowie die Mittagsbetreuung und -verpflegung (Amt der Tiroler Landesregierung 2016a, 
70-75). 

Die Statistik des Landes Tirol zeigt, dass 2017 um 7.00 Uhr in der Früh 76 Prozent der Einrichtungen 
(2013 waren es noch 65 Prozent) (Amt der Tiroler Landesregierung 2014, 22), um 7.30 98 Prozent 
um ab 8.00 Uhr alle geöffnet waren. Der übliche Vollbetrieb lief nur bis 12.00 Uhr; in der Folge bieten 
54 Prozent von Montag bis Donnerstag nach 14.00 Uhr noch Betreuung an, nach 16.30 sind es noch 
30 Prozent und nach 19.00 Uhr sind alle Kinderbetreuungseinrichtungen bis auf eine Ausnahme ge-
schlossen. Nur 5 Prozent bieten eine Betreuung bis 17.30 Uhr an, Freitagnachmittag sind ab 14.00 
Uhr 71 Prozent der Einrichtungen geschlossen. 

Neben den Tagesöffnungszeiten ist die Möglichkeit des Mittagessens im Kindergarten wesentlich für 
die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben. Hier bieten 65 Prozent der Tiroler Einrichtungen einen 
Mittagstisch an, genutzt wird das Angebot von 29 Prozent, Im Bezirk Reutte bieten 30 Prozent der 
Einreichungen einen Mittagstisch, der zu 19 Prozent genutzt wird. Bei den Kinderkrippen (für die 
Gruppe der unter 3-Jährigen) bieten 93 Prozent der Einrichtungen einen Mittagstisch an, der von 54 
Prozent der Kinder in Anspruch genommen wird. In Reutte bieten 89 Prozent der Krippen ein Mittag-
essen an, das von 51 Prozent der Kinder in Anspruch genommen wird. In den Horten für die schul-
pflichtigen Kinder bieten alle Einrichtungen einen Mittagstisch an, er wird zu 84 Prozent genutzt (Amt 
der Tiroler Landesregierung 2018, 25-29, 40-41, 50). 
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Problematisch sind vor allem die Öffnungszeiten während der Schulferien – hier haben immer noch 
viele Kindergärten geschlossen. In Tirol haben nur 10 Prozent der Einrichtungen zwischen 50 und 52 
Wochen im Jahr geöffnet, 35 Prozent haben zwischen 45 und 49 Wochen geöffnet, 18 Prozent ha-
ben zwischen 40 und 44 Wochen geöffnet und 37 Prozent haben 39 Wochen oder weniger geöffnet 
(ebd., 24-25). 

Öffnungszeiten im Jahr, 2016/2017  

Geöffnete Wochen 39 und weniger 
Wochen 

40 bis 44 Wochen 45 bis 49 Wochen 50 bis 52 Wochen 

Einrichtungen in 
Prozent 

37 18 35 10 

Quelle: Amt der Tiroler Landesregierung 2018, eigene Berechnungen. 

 

In den Schulferien haben die meisten Kindergärten geschlossen. 2017/18 hatten nur 6 Prozent der 
Kindergärten während der Sommerferien geöffnet, bei den Kinderkrippen waren es 25 Prozent und 
bei den Horten 6 Prozent – insgesamt waren 13 Prozent der Einrichtungen in dieser Zeit geöffnet. 
Das lässt erahnen, vor welche Schwierigkeiten erwerbstätige Eltern, vor allem Frauen hier gestellt 
werden. Während der Weihnachtsferien ist die Situation nicht viel besser, hier haben 8 Prozent der 
Kindergärten geöffnet, insgesamt haben 14 Prozent aller Einrichtungen geöffnet, in den Osterferien 
sind es 21 Prozent der Kindergärten und 37 Prozent aller Einrichtungen, in den Semesterferien sind 
44 Prozent der Kindergärten und 60 Prozent aller Einrichtungen geöffnet (ebd. 30). Insbesondere die 
Einhaltung von Sommerferien muss als Anachronismus bezeichnet werden, der aus einer Zeit her-
rührt, als Kinder aus der bäuerlichen Bevölkerung im Sommer in den landwirtschaftlichen Betrieben 
mithelfen mussten. Ein Umstand, der schon seit mehreren Jahrzehnten seine Bedeutung verloren 
hat. 

Bei einem Gespräch mit ExpertInnen im Rahmen des Interreg-Projektes im April 2018 wurde festge-
halten, dass die Betreuungseinrichtungen am Land überwiegend um 14.00 Uhr schließen. Insbeson-
dere die Betreuung durch Tagesmütter wird dann überwiegend zu den Randzeiten – vor und vor 
allem nach den Öffnungszeiten der institutionellen Kinderbetreuung – gebraucht. Diese Randzeiten 
können sich bis 20.00 oder 21.00 Uhr ausdehnen. Ein Thema ist auch, dass die private Kinderbe-
treuung gerade für Alleinerzieherinnen in der Regel nicht finanzierbar ist, während die öffentlichen 
Angebote oft zu wenig flexibel sind, was Arbeitszeiten anbelangt. Das bezeichnet auch einen we-
sentlichen Unterschied zu Bayern, wo die Betreuung zwischen 8.00 und 16.00 Uhr gewährleistet ist. 

Als problematisch wird in Österreich erachtet, dass die Karenz auf 2 Jahre beschränkt, die Rückkehr 
in den Job aber schwierig ist, da die Mehrheit der Kinderbetreuungseinrichtungen Kinder erst ab 3 
Jahren aufnimmt. Auch, dass die überwiegend männlichen Bürgermeister den Ausbau von Kinderbe-
treuungseinrichtungen und eine flexible Gestaltung von Öffnungszeiten als nachrangig betrachten, 
wird problematisiert. Besonders schwierig ist die Vereinbarkeit von Beruf und Familie im Tourismus 
und in Betrieben mit Schichtarbeit, weil hier oft von den Normalarbeitszeiten abweichende Arbeitszei-
ten vorherrschen (ebd.). Projekthaft erprobte Möglichkeiten der Randzeitenbetreuung in Garmisch-
Partenkirchen sollten daher möglichst weitflächig in allen Kommunen realisiert werden.  
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Das Kinderbetreuungsangebot entscheidet wesentlich über die Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen. 
In einer Untersuchung der Situation in Reutte gab ein Viertel der Befragten an, dass sie bei adaptier-
ten Öffnungszeiten mehr arbeiten oder einer anderen Beschäftigung nachgehen würden. Vor allem 
Pflichtschulabsolventinnen mit 37 Prozent und Akademikerinnen mit 30 Prozent würden mehr arbei-
ten wollen, bei jenen Frauen mit Lehre oder Fachschule sind es 21 bzw. 23 Prozent. Insbesondere 
Alleinerzieherinnen würden bessere Öffnungszeiten auch für mehr Erwerbsarbeit nutzen. Wie in der 
Untersuchung festgehalten wird, zeigt sich, dass in den letzten Jahren in Tirol ein beträchtlicher Aus-
bau von Kindergärten stattfand, dass es aber wünschenswert wäre, wenn nun in ähnlicher Weise in 
das nötige Personal investiert würde (REA 2018a). 

 

Teilzeitarbeit führt zur (Alters-)Armut 

Der Bericht zur sozialen Lage in Bayern weist in der Auseinandersetzung mit der Frage der Verein-
barkeit deutliche Mängel auf. So wird etwa betont, dass 73,4 Prozent der Mütter am Erwerbsleben 
teilnehmen, ohne die hohe Teilzeitquote vor allem bei Frauen ab 35 bzw. ab 45 Jahren zu erwähnen, 
die bei fast 50 Prozent liegt. Erwerbsquoten ohne konkrete Angaben zu den Beschäftigungsverhält-
nissen und das Stundenausmaß sind wenig aussagekräftig. Dass weniger als die Hälfte der Familien 
„selten oder nie Situationen im Arbeitsleben [haben], die die Vereinbarkeit von Familie und Arbeitsle-
ben erschweren“ nimmt dann weniger Wunder, wenn die Teilzeitquote der erwerbstätigen Frauen 
dazu in Beziehung gesetzt wird.  

Auch die Feststellung, dass bereits über die Hälfte der Bayerischen Kinderbetreuungseinrichtungen 
Öffnungszeiten von mehr als 45 Wochenstunden aufweisen, bedarf einer Differenzierung. Immerhin 
geben in dem Bericht 66 Prozent der Eltern an, dass die Öffnungszeiten der Kinderbetreuungsein-
richtungen für sie problematisch seien. Hier wird auf die ergänzende Kindertagespflege verwiesen, 
durch die Betreuungsstunden außerhalb der regulären Öffnungszeiten angeboten werden. Auch wird 
in dem Bericht darauf verwiesen, dass in Bayern Teilzeitarbeit aufgrund der Situation in der institutio-
nellen Kinderbetreuung eine größere Rolle spielt als im Bundesschnitt (Bayerisches Staatsministeri-
um für Arbeit und Soziales, Familie und Integration 2017, 26, 172-173, 180). Merkwürdig mutet an, 
dass die Geschlechtsspezifika in Hinblick auf Betreuungspflichten, Kinderbetreuungseinrichtungen 
und Teilzeitarbeit z.T. negiert oder übergangen werden. Eine genaue Differenzierung von Öffnungs-
zeiten der Kinderbetreuungseinrichtungen, Mittagstische, Ferienschließzeiten fehlen, sodass Analy-
sen zur Vereinbarkeit oberflächlich bleiben. 

In einem Bericht zur Jugendhilfeplanung für den Landkreis Garmisch-Partenkirchen von 2016 wird 
festgehalten, dass der Landkreis im Vergleich in dem Bereich Vereinbarkeit von Beruf und Privatle-
ben unterdurchschnittlich abschneidet (Amt für Kinder, Jugend und Familie, Landkreis Garmisch-
Partenkirchen 2016, 101). Eine Elternbefragung im Landkreis Garmisch-Partenkirchen kommt unter 
anderem zu dem Ergebnis, dass 35 Prozent der befragten Mütter bei einer besseren Betreuung mehr 
arbeiten würden, bei den befragten Vätern würden 9 Prozent mehr arbeiten (BASIS-Institut für sozia-
le Planung, Beratung und Gestaltung GmbH o.J., 10-11). 

- Regionalspezifische Kinderbetreuung! Beschäftigungsmöglichkeiten in der Region sind häufig mit 
langen Fahrzeiten und oft mit flexiblen Arbeitszeiten (in beiden Regionen ist der Tourismus eine 
der wichtigsten Wirtschaftszweige) verbunden. Angesichts fehlender Betreuungsmöglichkeiten 
für Kinder (in beiden Regionen) braucht es flexible Betreuungszeiten für erwerbstätige Mütter und 
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Väter. Gemeinderätinnen in Reutte haben z. B. erreicht, dass die Schichtzeiten der örtlichen Me-
tallfabrik an die Betreuungszeiten der Kinder angepasst wurden, um Vereinbarkeit für beide El-
ternteile zu sichern. 

- In der Gesprächsrunde der ExpertInnen zur Kinderbetreuung wird festgehalten, dass eine Aus-
dehnung der Kinderbetreuungszeiten von 7.00 bis 17.00 Uhr wünschenswert wäre und die Ver-
einbarkeit von Beruf und Privatleben massiv erleichtern würde. Äußerst positiv ist aber der 
Rechtsanspruch auf Betreuung in Deutschland ab einem Jahr. Auch wenn in den ländlichen Re-
gionen die Betreuung für diese Altersgruppe noch nicht so gut ausgebaut ist, so ist für den städti-
schen Bereich festzuhalten, dass es fast kein Problem mehr darstellt, einen Krippenplatz zu be-
kommen. Damit wurde darauf reagiert, dass das Elterngeld 12 Monate lang bezogen und noch 
einmal um zwei Monate verlängert werden kann. Ein größeres Problem stellt die Betreuung der 
Grundschulkinder nach der Schule dar (Gesprächsrunde 18.04.2018 in Reutte). 

Problematisch ist – stärker in Tirol als in Bayern – die lokale Verantwortlichkeit in der Kinderbetreu-
ung und die landesgesetzliche Regelung. Gerade auf dem Land herrschen noch konservativere Ge-
schlechterrollenbilder vor, die nicht nur einer selbstbestimmten Lebensführung von Frauen entge-
gensteht, sondern auch schlicht die wirtschaftlichen Erfordernisse, mit denen Frauen und Männer 
heute am Arbeitsmarkt konfrontiert sind, ignorieren. Ein gegenseitiges Lernen gerade in der Frage 
der Vereinbarkeit scheint wünschenswert (ebd.). Um die Bedürfnisse von Frauen (und Eltern) in die-
ser Frage in den Kommunen stärker einzubringen, ist eine angemessene politische Partizipation von 
Frauen eine wesentliche Voraussetzung. 
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Teil 4. Politische Partizipation und Repräsentation  

 

Politische Strukturen – nicht für Frauen gemacht 

Spricht man über die mangelnde Partizipation und Repräsentation von Frauen in unseren politischen 
Systemen, wird oft die Ursache bei den Frauen selbst gesucht. Außer Acht gelassen wird hier meist, 
dass dieses politische System zunächst nicht für Frauen „gemacht“ wurde und Frauen lange Zeit als 
durch das „Familienoberhaupt“ oder den Ehemann repräsentiert, betrachtet wurden (Hardmeier 
2004, 151). Frauen waren im 19. Jahrhundert sogar explizit aus der politischen Organisierung aus-
geschlossen. In den liberalen Vertragstheorien des 17. und 18. Jahrhunderts, die sich mit der Gestal-
tung moderner demokratischer Gesellschaften auseinandersetzten, wurden Frauen in der Regel 
nicht als Staatsbürgerinnen adressiert, sondern meist als „Gefährtinnen“ des männlich gedachten 
Staatsbürgers, dem sie untergeordnet sein sollten. In Deutschland war die Organisierung von Frauen 
zu einem politischen Zweck bis 1908 verboten. Selbst die Diskussion politischer Themen in Vereinen 
stand unter polizeilicher Aufsicht und konnte mitunter ein Vereins- und Versammlungsverbot nach 
sich ziehen. Erst das Reichsvereinsgesetz von 1908 ermöglichte die freie politische Organisierung 
von Frauen (Klausmann 1997, 238). In Österreich dauerte es bis 1911, als mit der Lex Pernersdorf 
die Regelungen für politische Organisierung und Vereine gelockert wurden und im Zuge dessen das 
Verbot für Frauen, sich politisch zu organisieren, aufgehoben wurde (Pelinka/Rosenberger 2000, 
187). 

Selbst zu einer Zeit, da Frauen schon als Staatsbürgerinnen anerkannt waren – aufgrund des in 
Deutschland und in Österreich 1918 durchgesetzten Wahlrechts – wurde ihnen die Fähigkeit, politi-
sche Verantwortung zu tragen, aber rundweg abgesprochen. Prominenter Vertreter dieser Haltung 
war der Soziologe Max Weber, der u.a. mit seiner Schrift „Politik als Beruf“ (Weber 1926/1997) Pro-
grammatisches zur Organisierung moderner Staatlichkeit verfasste. Nicht nur für Weber waren 
Männlichkeit und Politik bzw. Staat aufs Engste miteinander verknüpft, auch die politische Praxis der 
Parteien und Verbände spiegelte genau das wider. „Weiblichkeit“ diente Weber allenfalls dazu, das 
Unangemessene in der Politik zu illustrieren (vgl. Kreisky 1994). Konform dazu gab es damals auch 
ausgedehnte Auseinandersetzungen über die Unfähigkeit von Frauen, politisch tätig zu sein, seien 
sie doch zu sehr durch ihre Gefühle geleitet bzw. nicht zu rationalen Entscheidungen in der Lage. 
Wobei gerade Weber das Absehen von menschlichem Leid (z.B. in der Folge von Kriegen – die Er-
fahrung des Ersten Weltkrieges war hier noch sehr unmittelbar) als politische Rationalität darstellte 
(Weber 1922, 1972, 546 und 549, zit. n. Kreisky 1994, 194). 

Die dichotome Sicht auf die Geschlechter, die Abwertung des Weiblichen und eine Überbewertung 
des Männlichen waren bereits in die Entstehung der bürgerlichen Gesellschaft im 18. Jahrhundert 
eingeschrieben. Diese Konstruktion einer hierarchischen Geschlechterordnung war (und ist, wenn 
auch mit Verschiebungen) tiefgreifendes politisches und gesellschaftliches Ordnungsprogramm, dem 
aber der Schein des Natürlichen, Ewigen, Ahistorischen und Apolitischen verliehen wurde (Kreisky 
1997, 164-167). Nachdem durch Weltkrieg, Republikgründung und Frauenwahlrecht auch die Ge-
schlechterordnung durcheinandergebracht worden war, schien dieses Ordnungsprogramm nachhal-
tig gestört.  
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Dies führte insbesondere unter Männern zu einer breiten Abwehr und Diskreditierung von Frauen in 
Politik und öffentlichen Funktionen, es begann eine Hochphase antifeministischer und frauenfeindli-
cher Mobilisierung durch Vereine, Publikationen (z.B. Otto Weiningers „Geschlecht und Charakter“, 
das am Beginn des 20. Jahrhunderts ein Bestseller war), Zeitungen und Pamphlete (Wrussnig 2009).  

Nach der Männerbündelei, der Frauenfeindschaft, dem Antifeminismus und dem Antisemitismus der 
Zwischenkriegszeit beseitigte der Faschismus jegliche demokratische Struktur und hinterließ einen 
tiefen Bruch und einen Geschichtsverlust in den Frauenbewegungen Deutschlands und Österreichs 
(vgl. Gerhard 1995). Die neue oder autonome Frauenbewegung, die sich Ende der 1960er Jahre 
gründete, musste ihre Geschichte erst wieder entdecken und erforschen. Verfolgung, Vertreibung 
und Ermordung von Aktivistinnen sowohl der bürgerlichen, als auch der proletarischen Frauenbewe-
gung unterbrachen die Tradierung in der Bewegung und hatten einen immensen Wissensverlust zur 
Folge. 

Ab den 1970er Jahren ist es immer weniger eine Haltung des offenen Frauenausschlusses (der in 
einer sich demokratisierenden und modernisierenden Gesellschaft schwieriger geworden ist), als 
eine scheinbare Neutralität von Politik und politischen Institutionen, die dominant wurde. Es galt also, 
die “ganz normale” männliche Dominanz von Politik, Staat und Bürokratie zu entschleiern (vgl. Kreis-
ky 1994; Holland Cunz 2003). Und auch, wenn die selbstverständliche Männlichkeit in der Politik nun 
schon seit mehr als 30 Jahren durch Quotenregelungen, Reißverschlusssystem und Gender Main-
streaming gestört wird, eine Normalität gleichberechtigter Partizipation von Frauen in der Politik gibt 
es immer noch nicht. Ausdruck findet dies in der nach wie vor geringeren Repräsentation in Parla-
menten und Regierungen (Rudolph 2015, 92-93), aber auch in der Definition dessen was als politisch 
gilt. Nach wie vor werden essentielle Fraueninteressen als private Anliegen betrachtet und deshalb 
politisch nicht adressiert. Nicht von ungefähr lautete eine zentrale Losung der neuen Frauenbewe-
gung „Das Private ist politisch!“. Und nach wie vor gelten für Frauen und Männer in der Politik unter-
schiedliche Anforderungen und es bestehen Zuweisungen in „harte“ (z.B. Finanzen, Innen- und Au-
ßenressort, Verteidigung, Wirtschaft) und „weiche“ Ressorts (z.B. Soziales, Bildung, Kultur), die einer 
geschlechtlichen Demarkationslinie folgen. 

 

Gleichheit der Bürgerinnen und Bürger – Anspruch un d Wirklichkeit 

Deutlich wurde nach dem Erreichen der formalen Gleichheit als Staatsbürgerinnen, dass diese 
Gleichheit erst mit „Leben“ gefüllt werden musste, dass die Strukturen der Parteien (als Gatekeeper 
zu den parlamentarischen Vertretungskörpern), der Verbände und des politischen Systems als Ge-
samtes nicht nur personell männlich dominiert waren, sondern auch den Lebensumständen von 
Männern angepasst und inhaltlich an männlichen Interessen orientiert waren. Eine Zeitreihe des 
Frauenanteils im Deutschen Bundestag und im österreichischen Nationalrat zeigt die Entwicklung, 
die über Jahrzehnte durch Stagnation charakterisiert war.  
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Frauenanteil im Deutschen Bundestag von 
1949 bis heute  

Frauenanteil im österreichischen Nationalrat 
von 1945 bis heute  

Beginn der Wahlperiode Frauenanteil 
in Prozent 

Beginn der Gesetzge-
bungsperiode 

Frauenanteil 
in Prozent 

1949 6,8 1945 5,5 

1953 8,8 1949 5,5 

1957 9,2 1953 6,1 

1961 8,3 1956 5,5 

1965 6,9 1959 6,1 

1969 6,6 1962 6,1 

1972 5,8 1966 6,1 

1976 7,3 1970 4,9 

1980 8,5 1971 6,0 

1983 9,8 1975 7,7 

1987 15,4 1979 9,8 

1990 20,5 1983 9,3 

1994 26,2 1986 11,5 

1998 30,9 1990 19,7 

2002 32,8 1994 21,9 

2005 31,6 1996 25,7 

2009 32,8 1999 26,8 

2013 36,3 2002 33,9 

2017 30,9 2006 31,2 

2018 26,8 2008 27,3 

  2013 33,3 

  2017 34,4 

Quellen: Bundeszentrale für politische Bildung 2017 (Stichtag: Beginn der Wahlperiode) und Süddeutsche 

Zeitung 18.10.2018; Republik Österreich/Parlament (o.J.) (Stichtag: Beginn der Gesetzgebungsperiode). 

 



 

S
e

it
e
2

9
 

Die Zeitreihen zeigen u.a., dass die neue Frauenbewegung als soziale Bewegung zunächst (in den 
1970er Jahren) noch keine Effekte auf die Zusammensetzung des politischen Personals hatte. Es 
wurden zwar wesentliche Reformen umgesetzt, die eine Modernisierung der Gesellschaft und der 
Geschlechterverhältnisse einleiteten, wie die Familien- und Eherechtsreform, die Bildungsreformen 
oder die Strafrechtsreform – nicht zuletzt aufgrund des Drucks der Bewegungen. Die politische Parti-
zipation und Repräsentation von Frauen hatte sich dadurch aber noch kaum verändert. Die Gründe 
dafür sind vielfältig – einerseits verteidigten Männer ihre Machtpositionen (eine Erhöhung des Frau-
enanteils, geht immer auch mit einer Verringerung des Männeranteils einher), andererseits waren die 
Frauen aus der autonomen Frauenbewegung gegenüber dem herkömmlichen politischen System 
und seinen Partizipationsmöglichkeiten sehr distanziert und kritisch eingestellt, auch weil diese ext-
rem männlich geprägt waren.  

Wie auch andere Bewegungen entwickelte die neue Frauenbewegung überdies einen erweiterten 
Begriff von Politik, der in den traditionellen Strukturen nicht aufging und auch inhaltlich neue gesell-
schaftliche Felder politisierte bzw. als politische Fragen etablierte – sei es die Frage der Männerge-
walt gegen Frauen, Sexualpolitik, Abtreibung, Kinderbetreuung, die Familie als Ort hierarchischer 
Strukturen, Hausarbeit etc. Als einzig akzeptable Form der Demokratie erschien in den feministi-
schen Debatten der 1970er und 1980er Jahre die Basisdemokratie (Holland-Cunz 2004, 129-130; 
vgl. auch Schulz 2008; Trallori 2013). 

Erst die Diskussion über und die Umsetzung von Quotenregelungen in politischen Parteien und der 
Einzug der Grünen in den deutschen Bundestag (1983) bzw. ins österreichische Parlament (1986) 
brachte eine Veränderung der geschlechtsspezifischen Zusammensetzung von Parlamenten. So gab 
sich in Österreich etwa die Sozialdemokratische Partei 1985 eine Mindestquote von 25 Prozent für 
Frauen in politischen Vertretungskörpern und 1993 eine von 40 Prozent (Rosenberger 1992, 110-
112; Thurner/Weiss 2008, 189-200). Die SPD beschloss 1988 eine Geschlechterquote von 40 Pro-
zent (Faerber-Husemann 2018). Erst ab den 2000er Jahren erreichte der Frauenanteil in Deutsch-
land wie auch in Österreich etwa ein Drittel der Abgeordneten. 

 

Politische Partizipation auf den Landes- und Gemein deebenen 

Auf der Ebene der Landtage zeigt sich eine größere Resistenz gegen die Repräsentation von    
Frauen. Der Tiroler Landtag kam in der Zweiten Republik über viele Jahre gänzlich ohne Frauen aus, 
der Frauenanteil betrug bis Mitte der 1980er Jahre 0 oder 2,8 Prozent. Erst Ende der 1980er Jahre 
wurde die 10-Prozent-Marke erstmals überschritten, 2003 stieg der Anteil auf 30 Prozent, nach neu-
erlichen Abwärtsbewegungen (Schiestl 2013, 78-81) liegt er aktuell bei 33 Prozent (Landtags-
direktion 2018). 

Im Bayerischen Landtag sieht es ähnlich aus: Bis Anfang der 1970er Jahre lag der Frauenanteil un-
ter 5 Prozent, von Anfang der 1970er bis Mitte der 1980er Jahre stieg er auf 7 bis 8 Prozent. Erst ab 
Mitte der 1980er Jahre wurde der Prozentanteil der Frauen im Bayerischen Landtag zweistellig, um 
Mitte der 1990er hat er erstmals die 20 Prozent Marke überstiegen. Seit 2008 pendelte sich der 
Frauenanteil um die 30 Prozent ein (Bayerischer Landtag 2017). 

Die Repräsentation von Frauen in den Landesparlamenten hat sich inzwischen – auch in den kon-
servativen Ländern – den Werten der nationalen Parlamente angenähert oder liegt fast gleichauf. 
Dramatisch unterrepräsentiert sind Frauen aber nach wie vor auf der Ebene der Gemeinden. Hier 
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scheinen hierarchische Geschlechterverhältnisse bzw. ein traditionelles Rollenverständnis noch stär-
ker verankert. Überkommene Machtverhältnisse scheinen einer Modernisierung und Demokratisie-
rung in ländlichen Regionen entgegenzustehen. Deutlich wurde dies unter anderem an dem Fall der 
Gemeinde Egg in Vorarlberg, der 2016 für Aufsehen sorgte. Eine Bürgermeisterkandidatin zog ihre 
Kandidatur zurück, weil sie anonymen, beleidigenden Angriffen und Bedrohungen ausgesetzt war, in 
denen ihr vorgeworfen wurde, dass sie ihre Rolle als Mutter vernachlässige, wenn sie Bürgermeiste-
rin werden wolle (ORF Vorarlberg, 2016). 

Aber auch die Statistiken sprechen hier eine deutliche Sprache: mit Stand Juni 2018 bekleideten in 
Österreich 161 Frauen und 1.937 Männer ein BürgermeisterInnen-Amt. Der Anteil der Frauen betrug 
also 7,7 Prozent, jener der Männer 92,3 Prozent. In Tirol war das Verhältnis noch ein wenig schlech-
ter: 15 Bürgermeisterinnen6 (5,4 Prozent) standen 264 Bürgermeistern (94,6 Prozent) gegenüber. 
Für die GemeinderätInnen liegen in Österreich keine vollständigen Zahlen vor (Salzburg und Kärnten 
verfügen über keine Daten dazu bzw. erheben keine). Es gibt derzeit rund 42.000 kommunale Man-
datarInnen, der Frauenanteil dürfte bei ungefähr 17 Prozent liegen (Österreichischer Frauenring 
2018). In Tirol standen 2010 von den insgesamt 3.714 zu vergebenden Mandaten 609 Gemeinderä-
tinnen (16,4 Prozent) 3.105 Gemeinderäten gegenüber (83,6 Prozent) (Amt der Tiroler Landesregie-
rung 2013, 70). Nach den letzten Gemeinderatswahlen in Tirol 2016 erhöhte sich der Frauenanteil 
nur um 9 Mandatarinnen auf 618 (Gemeindebund 2018). 

Im Bezirk Reutte befinden sich immerhin 3 der 15 Tiroler Bürgermeisterinnen (in den Gemeinden 
Heiterwang, Jungholz und Schattwald). Allerdings stellen sie damit auch nur einen Anteil von 8 Pro-
zent der 37 BürgermeisterInnen im Bezirk. 3 Bürgermeister-Stellvertreterinnen (in Pflach, Tannheim 
und Vils) stehen 36 Bürgermeister-Stellvertretern gegenüber (Amt der Tiroler Landesregierung, o.J.).  

Die Situation in Bayern ist der Tirols ähnlich, wenn auch etwas besser: unter den 497 Ersten Bür-
germeisterInnen und OberbürgermeisterInnen kreisangehöriger Städte finden sich 48 Frauen, das 
entspricht einem Anteil von 9,5 Prozent. Von den 25 OberbürgermeisterInnen kreisfreier Städte sind 
3 Frauen (Bayerisches Landesamt für Statistik 2018). Von den 32.810 Sitzen in Gemeinderäten in 
Bayern sind 6.423 oder 19,6 Prozent von Frauen besetzt. Von 8.560 Sitzen in Gemeinderäten in 
Oberbayern sind seit den Gemeinderatswahlen von 2014 1.886 von Frauen besetzt, das sind 22 
Prozent, in Garmisch-Partenkirchen fallen von 320 Gemeinderatssitzen 58 oder 18,5 Prozent auf 
Frauen (Genesis online Datenbank; eigene Berechnungen). 

 

Politische Gleichstellung und intermediäre Struktur en 

Diese Unterrepräsentation von Frauen vor allem in den regionalen und lokalen politischen Strukturen 
setzt sich auch in den z.T. neueren intermediären Strukturen in den Regionen fort, weil die Bürger-
meister z.B. in die Vorstände von Regionalverbänden oder in LEADER7-Aktionsgruppen entsandt 
werden. Es handelt sich also um verschachtelte Strukturen, wie Theresia Oedl-Wieser (2018, 47) 
festhält, die immer wieder „more of the same“ produzieren und sich für Frauen kaum öffnen. Auf-

                                                 

6  Seit den Gemeinderatswahlen im April 2018 hat die Landeshauptstadt Innsbruck keine Bürgermeisterin 
mehr. 

7  LEADER ist ein Maßnahmenprogramm der Europäischen Union zur Förderung des ländlichen Raums, 
das 1991 gestartet wurde. 
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schlussreich ist auch die thematische Ausrichtung der LEADER-Projekte. Von den 24 Projekten, die 
bislang im Bezirk Reutte verwirklicht wurden, befasste sich nur eines mit der Chancengleichheit von 
Frauen und Männern. Es handelte sich um einen Politik-Kompetenzlehrgang mit Angeboten in Rhe-
torik, Kommunikation, Social Media, Tiroler Gemeindeordnung, Öffentlichkeitsarbeit und Selbstmar-
keting. Ziel war es, Frauen in Hinblick auf die Gemeinderatswahlen 2016 zu schulen und zu vernet-
zen (Netzwerk Zukunftsraum Land 2018a).  

Grundsätzlich kann festgehalten werden, dass es eine klare Dominanz von Projekten im Tourismus 
(7) gibt, gefolgt von Landwirtschaft (3), Umweltschutz (3) und Jugendprojekten (3); zu dem Bereich 
Soziale Dienstleistungen (hier konkret Pflege) fanden sich nur zwei Projekte (Netzwerk Zukunftsraum 
Land 2018b). Auch wenn also in Hinblick auf die Regionalentwicklung immer wieder betont wird, 
dass der Ausbau von sozialen Dienstleistungen vor Ort wesentlich ist, gerade um Frauen den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt zu erleichtern, so bleibt es hier offenbar bei rhetorischen Bekenntnissen. In 
Bezug auf die regionale Entwicklung liegt das Außerfern von allen Tiroler Bezirken an letzter Stelle, 
was vor allem an der niedrigen Frauenerwerbsquote, dem geringen AkademikerInnenanteil und dem 
schwachen Bevölkerungswachstum liegt (REA 2018b). 

Unter den 40 LEADER-Projekten (LEADER Zugspitzregion 2018a) in der Zugspitz-Region gibt es 
ebenfalls nur eines, das sich unter anderem Chancengleichheit von Frauen und Männern zum Ziel 
setzt. Im Speziellen soll das Interesse von Mädchen und jungen Frauen an MINT-Fächern gefördert 
werden (LEADER Zugspitzregion 2018b). Auch hier ist eine Dominanz von Projekten in Tourismus 
und Wirtschaft (32 von 40) festzustellen, Projekte aus dem Bereich der sozialen Dienstleistungen, 
etwa zum Thema Pflege, gibt es nicht. Die Projektgelder werden hier deutlich häufiger für regional-
geschichtliche und regionale Kultur-Projekte denn für soziale oder politische Projekte verwendet 
(LEADER Zugspitzregion 2018a). 

 

Traditionelle Rollenbilder und Strukturen verhinder n Partizipation  

Die Faktoren, die diese nicht nur in Österreich oder Deutschland, sondern europaweit vorherrschen-
de deutlich geringere politische Beteiligung von Frauen auf der kommunalen Ebene erklären 
(Obertegger/Oedl-Wieser 2014, 104), sind vielfältig. Es sind dies unter anderem die geringeren Zeit-
ressourcen von Frauen, institutionelle Faktoren und eine politische Kultur, die es Frauen nicht eben 
leicht machen, sich zu engagieren. Gerade auf Gemeindeebene treten Frauen in politische Räume 
ein, die über Jahrzehnte von exklusiver Männlichkeit geprägt waren – und zwar bis in die jüngste 
Vergangenheit und sehr viel länger, als auf anderen Ebenen des politischen Systems. Wie eingangs 
erläutert, ist der politische Raum, sind demokratische Strukturen, Parteien und Verbände unter Frau-
enausschluss entstanden und davon nachhaltig geprägt worden. D.h. auch, dass diese politischen 
Strukturen auf der politischen Beteiligung eines reproduktiv versorgten (also von Hausarbeit befrei-
ten) und nicht für Kinderbetreuung verantwortlichen „Familienernährers“ basieren und so die Le-
bensumstände von Frauen kaum berücksichtigten. Was politikwissenschaftliche Geschlechterfor-
schung schon in den 1990er Jahren feststellte und was nach wie vor gültig ist, ist der Umstand, dass 
Frauen egalitäre Beteiligungsstrukturen, wie sie in sozialen Bewegungen zu finden sind, vorziehen 
(Holland-Cunz 2014, 139-140). 

Hier stellt sich die Frage, welche Schlüsse daraus gezogen werden können. Der Fachbereich Frauen 
und Gleichstellung der Tiroler Landesregierung bietet z.B. seit 2001 Politiklehrgänge für Frauen an. 
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In einer Befragung der Teilnehmerinnen 2013 konnte immerhin festgestellt werden, dass ein Drittel 
der Teilnehmerinnen nach dem Lehrgang für ein politisches Amt kandidierte, 11 Prozent hatten die 
Absicht dazu (Obertegger/Oedl-Wieser 2014, 106-107, 112). Selbstverständlich ist es äußerst sinn-
voll, Frauen mit Rhetorikkursen oder Seminaren über das politische System auf eine politische Karri-
ere vorzubereiten, aber gleichzeitig bewertet diese Strategie – steht sie für sich allein – Frauen als 
Mängelwesen, die Politik erst lernen müssen. Kaum ein Mann besucht einen Politiklehrgang bevor er 
sich dazu entschließt, in die Politik einzusteigen, seine Kompetenz scheint selbstverständlich vor-
handen. Nun kann es nicht Ziel sein, „kompetenzlose“ politische Aspirationen auch bei Frauen zu 
fördern, aber es muss ein Ziel sein, Männer in der Politik mehr Bescheidenheit zu lehren, Frauen zu 
mehr Selbstbewusstsein zu verhelfen und die Strukturen des politischen Systems auch nach den 
Bedürfnissen der Frauen zu gestalten und nicht nur Anpassungsleistungen von ihnen zu verlangen. 

 

Warum das Private immer auch politisch ist 

Es ist wesentlich, dass Frauen ihre Interessen selbst in den politischen Gremien vertreten und 
durchsetzen können. Frauen in die Politik zu holen, heißt nicht nur, dass Frauen politische Funktio-
nen und Mandate einnehmen, sondern auch, dass sie ihre Interessen und Bedürfnisse, die aus ihren 
Lebensverhältnissen resultieren in die politische Sphäre einbringen. Das bedeutet mitunter eben 
auch eine Erweiterung dessen, was gemeinhin als „politisch“ verstanden wird. Politik ist die Artikula-
tion von Interessen und Bedürfnissen und eine Interpretation dieser Bedürfnisse in dem Sinn, dass 
sie analysiert und in politische Maßnahmen übersetzt werden.  

Die politikwissenschaftliche Geschlechterforschung hat eindringlich dargelegt, wie in der herkömmli-
chen Politik männliche Interessen in „allgemeine Interessen“ umgemünzt werden, d.h. wie das 
„Männliche“ als das Allgemeine und das „Weibliche“ als das Abweichende und Abnorme gesetzt wird 
(vgl. etwa Kreisky 1994 und 1997). Dass das Persönliche auch in diesem Fall das Politische ist, da-
rauf verwies Frigga Haug schon in den 1990er Jahren, als sie schrieb, dass der zentrale Satz der 
Frauenbewegung – Das Private ist politisch! – notwendig auf die gesamte Politik erstreckt werden 
muss, weil „alle Politik, die solche Grundannahmen nicht beachtet, stillschweigend voraussetzt, dass 
die Männer, die sie machen, selber nur öffentliche Personen und nicht auch Menschen mit persönli-
chen Bereichen sind“, die auf ihr Politikersein und auf ihre Politik zurückwirken (Haug 1996, 166). 

Diese Interpretation der Losung der zweiten Frauenbewegung nimmt männlichen Interessen ihre 
Allgemeingültigkeit und betont ihre (notwendige) Partikularität. Sie macht deutlich, dass Männer auf 
ihre Interessen reflektieren, wenn sie Politik machen; und dazu gehört auch eine weibliche Unterord-
nung, die mitunter als „natürlich“ betrachtet wird, wie es die Entwicklung des politischen Raums na-
helegt. 

 

Wege zur Veränderung 

Wesentliche Aspekte die sich aus den bisherigen Analysen ergeben, und die darauf abstellen, womit 
Frauen in der (Gemeinde-)Politik konfrontiert sind, worauf sie vorbereitet sein sollen und was thema-
tisiert und politisiert werden muss. 

(1) Wie auch bei der Erwerbsbeteiligung von Frauen und den Bedingungen dafür, ist die Zeitfrage 
und damit die Frage der Verteilung der unbezahlten Arbeit zu stellen. In Anlehnung an die (soziologi-
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sche) Arbeitsforschung wirkt sich hier die Doppel- und Mehrfachbelastung von Frauen negativ auf 
ihre politische Beteiligung aus. 

(2) Männerbündische Strukturen, die Politik nach wie vor sehr stark prägen und Frauen (und andere 
marginalisierte Gruppen) ausschließen, müssen als das kritisiert werden, was sie sind: intransparent, 
antidemokratisch und äußerst anfällig für Korruption. 

(3) Die Männlichkeit politischer Strukturen muss thematisiert werden. Es kann nicht nur darum ge-
hen, Frauen an gegebene Strukturen anzupassen, sondern es gilt, diese Strukturen zu verändern 
und an die Bedürfnisse von Frauen und anderen Gruppen anzupassen, weil Frauen keine Sonderfäl-
le, sondern die Hälfte der zu vertretenden WählerInnen sind. 

(4) Die Fremdheit, an der Frauen aufgrund dieser Konstellationen in der Politik oft leiden, muss durch 
einen Rückhalt in (Frauen-)Organisationen oder Gruppen und durch Input und Expertise von außen 
ausgeglichen werden – und sie kann auch als Chance begriffen werden. Die „integrierten Außensei-
terinnen“, wie sie in der Forschung genannt werden, haben oft einen guten Blick für ritualisierte Vor-
gänge und ihre Infragestellung. D.h., etwas, das „immer so gemacht wurde“, muss noch lange nicht 
„gut gemacht“ sein. Das können Außenseiterinnen oft besser erkennen. Allerdings realisiert sich die-
se Chance des „Blicks von außen“ nicht automatisch (Holland-Cunz 2003, 180-184). 

(5) Sexismus und Antifeminismus gegenüber Frauen in politischen Vertretungskörpern müssen öf-
fentlich zum Thema gemacht werden (vgl. Rossmann 1995). Beleidigungen und Übergriffe wirken oft 
beschämend auf die Betroffenen. Diese Mechanismen gilt es auszuhebeln, damit sie als Funktion 
des männlichen Machterhalts öffentlich gemacht und kritisiert werden können. Auch wenn das Spre-
chen über derlei Erfahrungen oft schwierig ist – es ist die Basis für Veränderung. 

In der Gesprächsrunde mit Politikerinnen im Rahmen des Projektes bestätigen sich viele dieser As-
pekte: 

Rollenbilder sind gerade – wenn auch nicht nur – im ländlichen Raum immer noch sehr traditionell 
geprägt, auch die Kirchen tragen dazu bei.  

Aber es ist auch ein genereller Trend der Re-Traditionalisierung von Geschlechterverhältnissen und 
von Vorstellungen über Männlichkeit und Weiblichkeit feststellbar, die auch in der Gesprächsrunde 
mit Politikerinnen artikuliert wird. So wird etwa von einer Teilnehmerin festgehalten, dass es viele im 
Ort für „unanständig“ halten, wenn Frauen sich politisch engagieren, weshalb sich auch kaum junge 
Frauen für politische Arbeit finden. Als weiterer Grund wird genannt, dass Anfeindungen und die mit-
unter respektlose Art, mit der Frauen in der Politik begegnet wird, jüngere Frauen abschrecken. Aber 
auch die Resistenz der ökonomischen Strukturen gegen eine geschlechterdemokratische Verände-
rung (Frauen sind in der Region oft eher Zuverdienerinnen), die mangelhaften sozialen Rahmenbe-
dingungen (vor allem in der Kinderbetreuung und in der Pflege) und die immer noch sehr männer-
dominierten Strukturen in den Gemeinden, haben die Frauen „ermüdet“. Frauen würden sich zuneh-
mend angepasst verhalten, vielleicht auch, weil sie meinen, damit von Männern eher Anerkennung 
zu bekommen. Auch, dass sich Frauen, wenn sie sich engagieren, dies eher im sozialen Bereich (der 
als unterlegen oder nachgeordnet eingeschätzt wird) tun, als in den „mächtigen“ Bereichen (z. B. 
Finanzausschuss), ist eine verbreitete Tatsache. Dabei darf nicht übersehen werden, dass bei der 
Verteilung der Aufgaben nach der Wahl eben genau diese „sozialen“ Felder den Frauen zugeordnet 
werden, und, so ein Erfahrungsbericht, es sehr viel Mut und Ausdauer brauchte, um als Frau z.B. 
Mitglied im Bauausschuss zu werden. Eine wichtige Erkenntnis daraus ist, dass Politiklehrgänge, die 



 

S
e

it
e
3

4
 

es schon als grenzüberschreitende Einrichtung gab, häufiger angeboten werden oder überhaupt 
regelmäßig stattfinden sollten. Denn, wie eine Teilnehmerin festhält: „Als Frauen bekommen wir kei-
ne Anerkennung dafür, wenn wir uns in den Mittelpunkt stellen, weil wir so nicht sozialisiert sind.“ 

 Politiklehrgänge könnten auch die von den Frauen präferierte parteiübergreifende Zusammenarbeit 
stärken, da hier bereits Netzwerke ausgebildet werden, die später in einer politischen Karriere hilf-
reich sein können. Aber auch eine Stärkung des oft zu geringen Selbstbewusstseins von Frauen soll 
Ziel von Politiklehrgängen sein. Die Wichtigkeit von Netzwerken wird mehrfach betont, auch dass 
manche die Unterstützung von anderen Frauen vermissen (Gesprächsrunde 05.10.2018 in Gar-
misch-Partenkirchen).  

Dazu ist anzumerken, dass die Erfahrung von Solidarität unter Frauen sich nicht automatisch ein-
stellt. Als Frauen lernen wir in unserer Gesellschaft tendenziell eher, uns auf Männer zu beziehen 
denn auf andere Frauen. Überdies bestehen natürlich auch Differenzen zwischen Frauen – die sozia-
le Herkunft, der ethnische Hintergrund etc. führen zu unterschiedlichen Erfahrungen in der Gesell-
schaft und mitunter auch zu verschiedenen Interessenlagen. Solidarität zwischen Frauen ist so nie-
mals automatisch gegeben, sondern sie ist allenfalls Ergebnis eines politischen Lernprozesses und 
sie bildet sich manchmal vielleicht auch nur temporär in Bezug auf ein konkretes politisches Projekt 
heraus. 



 

S
e

it
e
3

5
 

Teil 5. Ansatzpunkte zur Weiterarbeit  

Was ist diesen Tatsachen und Trends entgegenzuhalten? Wo sind Ansatzpunkte, um die Situation 
von Frauen vor Ort, konkret zu verbessern? In allen Veranstaltungen wurden – ausgehend von den 
vorab ausgetauschten vorhandenen Erfahrungen – Ideen, Perspektiven und Strategien entwickelt.  

- BürgerInnen-Versammlungen 

Aus der Partizipationsforschung wissen wir, dass Frauen unkonventionelle Formen des Politik-
Machens schätzen und bevorzugen. Hier gilt es, neue Formen der Beteiligung zu erproben – etwa in 
moderierten Diskussionen – und Räume zum „Demokratie-Lernen“ zu entwickeln. Wenn wir Demo-
kratie als Konzept gesellschaftlicher Gestaltung radikal ernst nehmen, brauchen wir mehr Erfahrung, 
mehr Bereitschaft zu kreativen Formen gelebter Demokratie. Schule, Arbeitswelt und oft auch die 
Familien sind nicht demokratisch organisiert oder Lernräume für Demokratie, oft sind sie eher hierar-
chisch oder gar autoritär strukturiert. Grundlegend für demokratische Auseinandersetzungen ist das 
Einüben einer Diskussions- und Kommunikationskultur. Die Gemeinde als kleinste Ebene des politi-
schen Systems ist ein ideales Feld, um neue Formen der Beteiligung aller zu entwickeln, einer De-
mokratie, die weit mehr meint als ein technokratisches Verfahren. 

- Politiklehrgänge für Frauen  

Politiklehrgänge vermitteln wichtige Kompetenzen für politisches Engagement, Wissen über Ge-
meindeordnungen bis hin zu Rhetorikkursen oder Wissen über das politische System und seine Ent-
wicklungl. Ein wesentlicher Aspekt dabei ist, dass auch Genderkompetenz vermittelt wird – Frauen 
und Männern, wenn mehr Geschlechtergerechtigkeit befördert werden soll. Wer politisch handeln 
und gestalten will, sollte über ein Basiswissen dazu verfügen. Solche Kurse bieten, wenn sie grenz-
überschreitend durchgeführt werden, auch die große Chance, durch den Wissenstransfer den euro-
päischen Zusammenhalt zu fördern.  

- Frauenprojekte in der Gemeinde 

Beim grenzüberschreitenden Politikerinnen-Forum entstand auch die Idee, ergänzend / unterstüt-
zend zur politischen Struktur Frauenprojekte auf Gemeindeebene zu initiieren und umzusetzen und 
sie auch gezielt aus Finanzmitteln der Kommune zu fördern. Inhalt können sowohl bewusstseinsbil-
dende, soziale oder auch wirtschaftliche Kooperationen sein. Auch hier bietet der grenzüberschrei-
tende Austausch Vernetzung, Anregungen und Unterstützung.  

- Grenzüberschreitende Frauenplattform 

Mit dieser Idee verbindet sich die Vorstellung, auf einer gemeinsam entwickelten und sowohl perso-
nell wie finanziell getragenen Plattform Informationen über Frauenprojekte, Aktivitäten, politische 
Kampagnen, Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten und mehr zur Verfügung zu stellen. Mittels der 
digitalen Gestaltung ermöglicht sie es allen Frauen, also auch jenen, die aufgrund der regionalen 
Gegebenheiten eingeschränkte Aktionsmöglichkeiten haben, sich zu informieren und gemeinsam mit 
anderen Frauen zu agieren. Ergänzt werden könnte die Plattform durch eine „Grenzenlose Frauen-
zeitung“, die ebenfalls grenzüberschreitend mehrmals im Jahr informiert und grenzüberschreitende 
Aktionsmöglichkeiten bietet und damit auch die Kontinuität einer grenzüberschreitenden Vernetzung 
gewährleisten könnte.  
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Über diese spezifisch auf die beiden Projektregionen hin ausgerichteten Vorstellungen hinaus wird 
auch die Beteiligung an übergreifenden nationalen bzw. internationalen Frauen-Kampagnen als wich-
tig erachtet: 

- Sozialinvestitionen 

Wie in allen Studien zu den Lebensbedingungen von Frauen deutlich wird, geht es ganz zentral um 
die Umverteilung und Vergesellschaftung von unbezahlter Arbeit in der Kinderbetreuung, der Erzie-
hung und der Hausarbeit. Im Sinne einer geschlechterdemokratischen Gesellschaft, aber auch ange-
sichts ökonomischer Entwicklungen und einer zunehmenden Arbeitsmarktintegration von Frauen 
braucht es eine verstärkte Verantwortungsübernahme durch den Staat. Sowohl Arbeitsmarktbeteili-
gung als auch politische Partizipation haben ein Mehr an Zeitressourcen auf Seiten der Frauen zur 
Voraussetzung. Sozialinvestitionen  

− sind ein möglicher Ausweg aus dieser Krise, der neben dem Aspekt der sozialen Gerechtigkeit 
und der Geschlechtergerechtigkeit auch ökonomisch sinnvoll ist;  

− setzen u. a. Frauen für den Arbeitsmarkt frei, gleichzeitig generieren sie auch Arbeitsplätze für 
Frauen;  

− ermöglichen daher ein hohes Beschäftigungsniveau und qualitätsvolle Arbeitsplätze, die wieder 
sowohl dem Sozialsystem durch Beiträge als auch dem Fiskalsystem durch Steuern zugute-
kommt, 

− ermöglichen es dem Staat, in Krisensituationen steuernd einzugreifen. 

Als Argument gegen zu hohe Kosten ist zu sehen, dass zwar Sozialinvestitionen Geld kosten, aber 
auch Arbeitslosigkeit und Armut führen zu persönlichen und gesellschaftlichen Verwerfungen, die 
Kosten erzeugen. Berechnungen der AK-Wien belegen, dass Sozialinvestitionen positive Beschäfti-
gungs- und Budgeteffekte generieren (Buxbaum/Gruber 2016). 

- Staatliche Entscheidungsquoten 

Ein anderer Weg, die politische Partizipation und Repräsentation von Frauen zu erhöhen, ist die der 
staatlichen Entscheidungsquoten (in Frankreich 2000 eingeführt). Das Gesetz verpflichtet die Partei-
en, ebenso viele Frauen wie Männer auf die Wahlliste zu setzten – auf aussichtsreiche Plätze. Wer 
die Quote nicht einhält, dessen Parteizuschüsse werden gekürzt. Bei den französischen Kommunal-
wahlen Anfang der 2000er Jahre bewirkte dies, dass der Frauenanteil dadurch von 22 auf 47 Prozent 
anstieg (Hardmeier 2004, 166). 

- Gender Mainstreaming / Gender Budgeting  

Hier handelt es sich um Instrumente der politischen Steuerung. Sie sollen die sozioökonomische 
Ausgangssituation von Frauen und Männern sichtbar machen und dementsprechende Maßnahmen 
setzten. Es gilt z.B. zu analysieren, wer welche öffentlichen Dienstleistungen nutzt, wofür wie viel 
Geld eingesetzt wird, wie Infrastruktur oder auf öffentliche Flächen den Bedürfnissen unterschiedli-
cher Gruppen/Geschlechter entsprechend gestaltet sein sollen. Das gilt für alle Ressorts – von der 
Sportförderung bis zur Verkehrsplanung. Interessantes Beispiel dafür ist der Wiener Bezirk Meidling 
(Stadt Wien, o.J.). 
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